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Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. Juni 1962 

6 — 68040 — 5764/62 


An den 

Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Europäisdie Wirtsdiaftsgemeinsdiaft; 

hier: Vorsdiläge der Kommission für Verordnungen 
über die schrittweise Errichtung gemeinsamer 
Marktorganisationen für Rindfleisch sowie für 
Milch und Mildierzeugnisse 


Gemäß Artikel 43 EWG-Vertrag hat die Kommission Vor- 
schläge zur Gestaltung und Durchführung der gemeinsamen 
Agrarpolitik vorzulegen, welche unter anderem die Ablösung 
der einzelstaatlichen Marktordnungen durch eine gemeinsame 
Organisation der Agrarmärkte vorsehen. Im Anschluß an die 
früheren Vorschläge über die Märkte für Getreide, Schweine- 
fleisch, Eier, Geflügelfleisch, Obst, Gemüse und Wein, über die 
vom Rat bereits am 14. Januar 1961 beschlossen wurde, hat der 
Präsident der Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft am 7. Mai 1962 die Vorschläge der Kommission 
für Verordnungen über die schrittweise Errichtung gemeinsa- 
mer Marktorganisationen für Rindfleisch sowie für Milch und 
Milcherzeugnisse vorgelegt. 

Als Anlagen übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 2 des Ge- 
setzes zu deti Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) 
die Vorschläge der Kommission für 

eine Verordnung über die schrittweise Errichtung 

einer gemeinsamen Marktorganisation für den 

Rindfleischsektor (Anlage 1) 
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Drucksadle IV/555 


Deutsdier Bundestag — 4. Wahlperiode 


eine Verordnung über die Einführung einer Absdiöp' 
fungsregelung und die schrittweise Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Milch und Milch- 
erzeugnisse (Anlage 2) 

sowie je eine Aufzeichnung der Bundesregierung über 
den wesentlichen Inhalt dieser Vorschläge (Anlage 3). 

Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft beschloß am 
10. Mai 1962, die Vorschläge an das Europäische Parlament 
weiterzuleiten. Nach Anhörung des Europäischen Parlaments 
und Prüfung durch den Sonderausschuß für Landwirtschaft wird 
der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
Vorschläge beschließen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Anlage 1 


EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
Der Rat 


Brüssel, den 8. Mai 1962 
R/276/62 (AGRI 76) 


Übersetzung 

Schreiben: des Vizepräsidenten der Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft, Herrn S.L. MANSHOLT 

vom: 7. Mai 1962 

an: den Präsidenten des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 

schaft, Herrn Maurice COUVE de J^URVILLE 

betrifft: Vorschlag einer Verordnung über die schrittweise Errichtung einer 

gemeinsamen Marktorganisation für den Rindfleischsektor 


Herr Präsident! 

Ich beehre mich, Ihnen den Vorschlag einer Ver- 
ordnung über die schrittweise Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für den Rindfleisch- 
sektor zu übermitteln. 

Die Kommission würde Wert darauf legen, daß 
der Rat auf seiner 66. Tagung am 9. und 10. Mai 
1962 die Anhörung des Europäischen Parlaments zu 
diesem Vorschlag in die Wege leitet. 

Die Kommission möchte den Rat sodann darauf 
hinweisen, daß sie beabsichtigt, in Kürze Vorschläge 
für Vorschriften auf dem Gebiet des Gesundheits- 
wesens und der Tiermedizin vorzulegen. 

(Schlußformel) 


gez. S. L. Mansholt 
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EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
Kommission 


Brüssel, den 2. Mai 1962 
VI/KOM(62) 80 endg. 


VERORDNUNG 

über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Rindfleisch 

(Vorschlag der Kommission an den Rat) 


Begründung 


Allgemeiner Teil 

1. Der Verordnunigsentwurf enthält eine erste 
Gruppe 'Von Bestimmungen zur Gestaltung einer ge- 
meinsamen Politik auf dem Rindfleischsektor gemäß 
Artikel 38, 40 und 43 des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. Bei der 
Abfassung des Entwurfs ist die Kommission von 
der Annahme ausgeganigen, idaß die Verordnung 
vom Rat so rechtzeitig verabschiedet wird, daß sie 
am 1. November 1962 in Kraft treten kann. Zweck 
dieser Bestimmungen, die vor allem hinsichtlich der 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik und der 
Bildung von Verwaltungs- und Beratungsorganen 
noch der Ergänzung bedürfen, ist es, die Grund- 
lagen für eine gemeinsame Organisation des Rind- 
fleischmarktes zur schaffen und deren vollständigen 
Aufbau in einem Zeitraum von etwa vier Jahren zu 
gewährleisten. Diese Frist wurde unter Berücksichti- 
gung der in Ziffer 19 erwähnten Sonderbedingun- 
gen des Rindfleischmarktes vorgesehen. 

2. Im Rahmen des Artikels 39 des Vertrages hat 
die Kommission unter Berücksichtigung der spezi- 
fischen Erfordernisse des Rindfleischmarktes ihre 
Bemühungen vor allem auf die Herbeiführung von 
Bedingungen konzentriert, die es ermöglichen, die 
Schwankungen bei der Bildung angemessener Preise 
für die Erzeuger wie auch für die verarbeitende 
Industrie und die Vei^braucher zu mildern. 

3. Die Verwirklichung einer dieser Zielsetzung 
entsprechenden gemeinsamen Politik auf dem Rind- 
fleischsektor macht die Schaffung einer gemeinsa- 
men Organisationsform erforderlich, die über die 
bloße Koordinierung der Marktordnung der einzel- 
nen Mitgliedstaaten und die Anwendung gemein- 
samer Wettbewerbsregeln hinausgeht. 


4. Die gemeinsame Politik muß auf die Integration 
der einzelstaatlichen Märkte abzielen; dieser Zu- 
sammenschluß muß die Merkmale eines Binnen- 
marktes aufweisen, auf dem es keine Diskriminie- 
rungen zwischen Erzeugern und Verbrauchern gibt. 
Ferner muß diese Politik auf die Herstellung eines 
Gleichgewichts zwischen der Erzeugung und den Ab- 
satzmöglichkeiten innerhalb und außerhalb der Ge- 
meinschaft unter Berücksichtigung der Ein- und Aus- 
fuhren hinwirken. 

5. In Anbetracht der Besonderheiten des Rind- 
fleischsektors und insbesondere des engen Zusam- 
menhangs mit der Erzeugung von Milchprodukten 
erschien es möglich, diese Ziele vor allem dadurch 
zu erreichen, daß die Wettbewerbsbedingungen der 
nicht zur Gemeinschaft gehörenden Länder verein- 
heitlicht werden und daß auf den verschiedenen 
Stufen der Erzeugung und Verarbeitung ein be- 
grenzter Schutz gewährt wird. Dieser Notwendigkeit 
trägt die Einführung eines Zollsystems und bestimm- 
ter zusätzlicher Maßnahmen gegenüber den Dritt- 
ländern Rechnung, -so daß in normalen Zeiten auf 
die Anwendung anderer Schutzmaßnahmen verzich- 
tet werden kann. 

6. Die Annahme eines solchen Systems setzt jedoch 
voraus, daß ibei der Verabschiedung der Verordnung 
darüber Klarheit besteht, wie die zur Zeit in den 
einzelnen Mitgliedstaaten geltenden Bestimmungen 
künftig 'gehanidhabt werden sollen. 

Da das System vorläufigen Qharakter hat, können 
im innergemeinschaftlichen Handel die vielfältigen 
einzelstaatlichen Einfuhrregelungen durch eine ein- 
heitliche Regelung ersetzt werden, deren gemeinsam 
zu erlassende Durchführungsbestimmungen ohne 
weiteres die Einführung einer Präferenz zulassen. 
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Dieses einheitliche System ist das Instrument, mit ] 
dem die gegenseitige Durchdringung der einzelstaat- i 
liehen Märkte, die die Phase des Gemeinsamen I 
Marktes vorbereiten soll, schrittweise und unter 
Vermeidung der Diskriminierungen innerhalb der 
Gemeinschaft verangetrieben werden kann. 

7. Sollten die Mittel, die der Gemeinschaft mit der 
vorliegenden Verordnung für die Phase des Ge- 
meinsamen Marktes in die Hand gegeben sind, zur 
Verwirklichung der Vertragsziele nicht ausreichen, 
so müßte das in der Verordnung vorgesehene 
System durch die Anwendung gemeinsamer — di- 
rekter o'der indirekter — Interventionsmaßnahmen 
ergänzt werden. In diesem Sinne müßten die zur 
Zeit noch im Rahmen der einzelstaatlichen Markt- 
ordnungen angewandten Interventionsmaßnahmen 
schrittweise koordiniert werden. Die Gemeinschafts- 
regelung, in der diese Maßnahmen aufgehen, wird 
es allen Beteiligten ermöglichen, aus der freien Ent- 
wicklung des Warenverkehrs und der Sicherung 
stabiler Preise auf einem den Erfordernissen des 
wirtschaftlichen Wohlstandes der Gemeinschaft ent- 
sprechenden Niveau Nutzen zu ziehen. 

8. Die Einführung des für die Phase des Gemein- 
samen Marktes vorgesehenen Systems setzt voraus, 
daß in der Praxis die nachstehend genannten Vor- 
aussetzungen und Mittel geschaffen bzw. eingesetzt 
werden. 

— In den Gemeinschaftsländern sind die Produk- 

tionsbedingungen für Rindfleisch von demjeni- 
gen in anderen Ländern stark verschieden; dies 
ist auf Unterschiede des Klimas, der Struktur der ' 
landwirtschaftlichen Betriebe und der Futter- 
kosten zurückzuführen. Im wesentlichen sind es 
diese Unterschiede, die sich auf die Angebots- 
preise auswirken und für die ein angemc^ssener I 
Ausgleich erfolgen muß. 1 

— Eine gemeinsame Politik mit dem Ziel, ; 

— die Rindfleischerzeugung aufrechtzuerhalten 

und insbesondere die Ausrichtung auf die Er- ! 
Zeugung gefragter Qualitäten zu fördern, | 

— das Einkommen der selbständigen Landwirte j 

zu stützen, ! 

— zu einer Verringerung des auf dem Milch- | 
Sektor zu beobachtenden Drucks beizuiragen, | 

— zur Stabilität bei der Erzeugung, dem Handel ^ 
und dem Verbrauch beizutragen, 

— das Nebeneinander verschiedener Maßnah- 
men zur Preisbildung bei den einzelnen 
Fleischarten zu vermelden, 

kann durch die Einführung von Richtpreisen für i 
einige Fleischgruppen verwirklicht werden, deren 
Höhe unter Berücksichtigung dieser Ziele festgesetzt 
wird. 

— Der Gemeinsame Zoll trägt nicht immer der Not- , 
Wendigkeit Rechnung, die unterschiedlichen Pro- | 
duktionsbedingungen zu kompensieren, die i 


einerseits im Richtpreis und andererseits im An- 
gebotspreis des Weltmarktes ihren Niederschlag 
finden. Damit diese Angebotspreise auf dem Bin- 
nenmarkt der Gemeinschaft keine ernsthafte 
Schädigung hervorrufen oder hervorzurufen dro- 
hen, muß für die wichtigsten Fleischarten ein 
Einschleusungspreis vorgesehen werden. Der 
Einschleusungspreis ist so festzusetzen, daß bei 
Hinzurechnung des Zollbetrages Angebotspreise 
und Richtpreise ausgeglichen sind. Sobald die 
Angebotspreise frei Grenze in der Gemeinschaft 
bei Einfuhren aus Drittländern unter diesen Ein- 
schleusungspreis absinken, wird ein zusätzlicher 
Betrag erhoben. 

— Es empfiehlt sich, bei einigen anderen Fleisch- 
erzeugnissen wie Schlachtabfälle, Fleischzuberei- 
tungen und Konserven, Einfuhrgenehmigungen 
mit beschränkter Gültigkeitsdauer einzuführen, 
deren Erteilung ausgesetzt werden kann, wenn 
die Preise auf dem Binnenmarkt einem zu star- 
ken Druck unterliegen. Dieses System sollte auch 
auf die Einfuhr von Gefrierfleisch Anwendung 
finden, da der Welthandel mit diesem Erzeugnis 
weniger stark von der Produktionsentwicklung 
abhängig ist als der Handel mit anderen Fleisch- 
gruppen. 

9. Falls üer Rat vor Ablauf der Vorbereitungs- 
phase Interventionsmaßnahmen für zweckmäßig 
hält, können auf den Binnenmärkten in der Phase 
des Gemeinsamen Marktes gleichlaufend mit der 
Anwendung des Einschleusungspreises gemeinsame 
Interventionen erfolgen. 

10. Die Gemeinschaft muß auf dem Weltmarkt Ab- 
satzmöglichkeiten behalten. Zu diesem Zweck wer- 
den bei Ausfuhren nach Drittländern Erstattungen 
gewährt. 

11. Da der Warenverkehr innerhalb der Gemein- 
schaft in der Phase des Gemeinsamen Marktes völlig 
liberalisiert sein wird und die Maßnahmen zur För- 
derung der Ausfuhr (der Gemeinschaft von gemein- 
samem Interesse sind, sind — hinsichtlich der Bereit- 
stellung der notwendigen Mittel — die vom Rat 
erlassenen Bestimm Lingen über die 'Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik heranziiziehen. 

12. Im folgenden wird dargelegt, welche Maßnah- 
men für die schrittweise Errichtung des Gemein- 
samen Marktes geeignet sind. 

Bei der Wahl dieser Maßnahmen hat die Kommis- 
sion nach Möglichkeiten gesucht, während der Vor- 
bereitungszeit so weit wie möglich die Grundsätze 
anzuwenden, die dem für die Phase des Gemein- 
samen Marktes vorgesehenen System zugrunde lie- 
gen, und zwar sowohl hinsichtlich des Binnenhandels 
der Gemeinschaft als auch in bezug auf die Bezie- 
hungen zu den Drittländern. 

13. Bei der Prüfung der Möglichkeiten für die An- 
wendung dieser Grundsätze sah sich die Kommis- 
sion jedoch genötigt, in erster Linie den derzeitigen 
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Verhältnissen auf den einzelstaatlichen Märkten der 
Gemeinschaft Rechnung zu tragen. 

In dem Bemühen um die Gestaltung einer gemein- 
samen Politik, die zu einer größeren Einheitlichkeit 
in der Politik der Mitgliedstaaten gegenüber ihren 
Partnern und den Drittländern wie auch in ihren 
Handelsbeziehungen untereinander beitragen soll, 
glaubte die Kommission vor allem der besonderen 
Lage Rechnung tragen zu müssen, in der sich die 
Rindviehhaltung der Mitgliedstaaten im Vergleich 
zu der der Drittländer befindet. Bei der Durchführung 
eines Systems zur Regelung dieser Handelsbe 2 üe- 
hungen, geht sie von den Fleischpreisen aus, wie sie 
sich in den Mitgliedstaaten gebildet haben. Sie 
schlägt vor, diese Preise in zunächst einzelstaat- 
liche Richtpreise für die wichtigsten Fleischgruppen 
umzusetzen (Artikel 2). Die Richtpreise müssen 
als das Ergebnis sämtlicher bisher getroffenen Maß- i 
nahmen im Rahmen der einzelstaatlichen Politik I 
gewertet werden, die den vorerwähnten Zielen ge- 
recht werden können. Damit diese Richtpreise nicht 
nur eine vorübergehende steigende oder fallende 
Preistendenz widerspiegeln und damit sie für den 
durchschnittlichen Marktpreis, auf den sich die Rind- ' 
erzeugung in den einzelnen Mitgliedstaaten einge- 
spielt hat, auch repräsentativ sind, müssen sie unter 
Berücksichtigung der in den zwei letzten Jahren 
vor Inkraftsetzung des Systems festgestellten Preise | 
festgesetzt werden. 


14. Bei einem Vergleich zwischen den derzeitigen 
Verhältnissen in den Mitgliedstaaten und in den i 
Drittländern, stellt man zunächst fest, daß die Rind- | 
fleischpreise in allen Gemeinschaftsländern wesent- 
lich über den Weltmarktpreisen liegen. 

15. Bei Lebendvieh, frischem, gekühltem und ge- 

frorenem Fleisch in Form von ganzen geschlachteten ^ 
Rindern, von Rinderhälften oder Rindervierteln 
sieht das obenerwähnte System die Anwendung ein- 
zelstaatlicher Zölle vor; diese weichen zur Zeit nicht 
erheblich voneinander ab und werden in dem ge- | 
meinsamen Außentarif einander schrittweise ange- | 
glichen (Artikel 3). I 

16. Die Bedeutung dieser Zölle für die Erreichung ^ 
der allgemeinen Ziele einer gemeinsamen Politik 
auf dem Rindfleischsektor ist ziemlich gering. Inso- 
fern können Angebote aus dritten Ländern auf dem 
Binnenmarkt einen starken Preisverfall auslösen. 
Daher sollen im Handel mit den Drittländern Ein- 
schleusungspreise auf zunächst nationaler Ebene an- 
gewandt werden, deren Merkmale weiter oben bei 
der Behandlung der Phase des Gemeinsamen Mark- 
tes beschrieben worden sind. Mit dem Ablauf der 
Vorbereitungsphase werden auch diese Einschleu- 
sungspreise einander angeglichen werden (Arti- 
kel 4). 


17. Gleichlaufend mit der Anwendung der Zölle 
für Schlachtabfälle, Zubereitungen und Konserven 
sowie Gefrierfleisch wird die Einführung von Ein- 
fuhrbescheinigungen empfohlen. Es muß nämlich 
vermieden werden, daß durch die alleinige Anwen- 
dung von Zöllen auf diese Erzeugnisse die Maßnah- 
men zur Herbeiführung angemessener Preise für die 
anderen Rindfleischgruppen ihrer Wirkung voll und 
ganz beraubt werden (Artikel 5). 


Auf die Einzelheiten für die Erteilung der Einfuhr- 
bescheinigungen wurde schon weiter oben hinge- 
wiesen. 

* 


18. Das für den Warenverkehr mit den Drittlän- 
dern ausgearbeitete System, wodurch die Rind- 
fleischerzeugung der Gemeinschaft in eine Lage ver- 
setzt wird, die der Aufgabe dieses Sektors im Rah- 
men der Agrarpolitik entspricht, ermöglicht die Re- 
gelung der Handelsbeziehungen zwischen den Mit- 
gliedstaaten. 

19. Insgesamt besteht in den Gemeinschaftsländern 
ein Nettoeinfuhrbedarf an Rindfleisch. Die in einigen 
Ländern für die Ausfuhr verfügbaren Mengen sind 
nur beschränkt; zudem handelt es sich um einige ganz 
bestimmte Qualitäten. Außerdem weisen die Fleisch- 
preise, insbesondere für die Qualitäten, die den 
überwiegenden Anteil an den einzelstaatlichen Er- 
zeugungen stellen, keine großen Unterschiede auf. 
Auf Grund dieser Feststellungen darf damit ge- 
rechnet werden, daß eine liberalere Regelung des 
Fleischhandels kaum zu einer Verstärkung der Han- 
delsströme führen wird. Daher schlägt die Kommis- 
sion vor, den Warenverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten unter Anwendung der für die betref- 
fenden Erzeugnisse geltenden Zölle zu liberalisieren 
(Artikel 6). 

Aus diesen Erwägungen wird auch vorgeschlagen, 
die Vorbereitungsphase auf etwa vier Jahre zu be- 
fristen, die Herabsetzungen der zwischen den Mit- 
gliedstaaten anwendbaren Zölle innerhalb dieses 
Zeitraums vorzunehmen (Artikel 6) sowie gegen- 
über Drittländern anwendbaren Zölle dem gemein- 
samen Außentarif und die vorläufigen nationalen 
Richtpreise dem gemeinsamen Richtpreis anzuglei- 
chen (Artikel 2, Absatz 3 und Artikel 3). 

20. In Ausnahmefällen kann indes zugelassen wer- 
den, daß die Mitgliedstaaten Schutzmaßnahmen in 
Anspruch nehmen, wobei die allgemeinen Vorschrif- 
ten Anwendung finden können, die der Rat bereits 
für die übrigen Verordnungen beschlossen hat (Arti- 
kel 13). 

Andererseits sieht die Verordnung die Möglichkeit 
vor, durch Interventionen auf dem einzelstaatlicheii 
Markt größere Gleichgewichtsstörungen zwischen 
den Marktpreisen und den Richtpreisen zu beseiti- 
gen (Artikel 7). 

21. In diesem letzteren Fall wird der Zeitpunkt der 
Intervention durch ein Preisniveau bestimmt, das 
unter dem Richtpreis liegt. Wenn die Marktpreise in 
einem Mitgliedstaat und gleichzeitig die Angebots- 
preise — einschließlich der Zölle — anderer Mit- 
gliedstaaten unter dem Preis liegen, der in diesem 
Staat für den Zeitpunkt der Intervention bestim- 
mend ist, wäre es wenig sinnvoll, Fleisch aus den 
anderen Staaten einzuführen und dabei lediglich die 
Zölle anzuwenden. Unter derartigen Umständen ist 
der einführende Mitgliedstaat ermächtigt, einen Ab- 
schöpfungsbetrag zu erheben, der dem Unterschied 
zwischen dem Angebotspreis und dem Interven- 
tionspreis entspricht. 
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22. Bei Erzeugnissen, für welche Richtpreise nicht 
vorgesehen sind, hält es die Kommission wegen der 
Höhe dieser Zollsätze und der Bestimmungen für 
die Rohstoffe, die bei den betreffenden Erzeugnissen 
zur Verarbeitung gelangen, nicht für erforderlich, 
andere Schutzmaßnahmen als Zölle vorzusehen. 

23. Das vorgeschlagene System soll an die Stelle 
der restriktiven Maßnahmen dei einzelnen Mit- 
gliedstaaten treten (z. B. Kontingente, Sonderab- 
gaben und Mindestpreise), überdies bedeutet seine 
Annahme, daß die verwaltungsmäßigen Hemmnisse 
sowie bestimmte Interventionen auf den einzel- 
staatlichen Märkten, die das Funktionieren dieses 
Systems behindern können, beseitigt werden. Ferner 
muß die Durchführung langfristiger Abkommen oder 
Verträge, die gemäß Artikel 45 des EWG-Vertrages 
geschlossen worden sind, ausgesetzt werden, da 
diese Abkommen und Verträge die Entwicklung der 
gemeinsamen Politik insbesondere durch die Ein- 
führung einer Reihe zweiseitiger Bestimmungen in 


I eine einheitliche und nichtdiskriminierende Rege- 
* lung behindern können (Artikel 9 und 14). 

i 

j 24. Das in der Verordnung vorgesehene System, 

! das insbesondere Preisunterschieden Rechnung trägt, 
schließt die Beseitigung von Beihilfen ein, die in 
j Anwendung der Vertragsbestimmungen über die 
j Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar 
I sind (Artikel 11). Da in diesem System jedoch lau- 
: fende Einfuhren vorgesehen sind, muß auch die 
I Möglichkeit laufender Ausfuhren zugestanden wer- 
I den, und sei es lediglich zu dem Zweck, Handels- 
ströme mit den Drittländern aufrechtcrhalten zu 
können. Daher schlägt die Kommission vor, bei der 
Ausfuhr nach diesen Ländern Erstattungen zu ge- 
währen, deren Höhe der Entwicklung der Preise in 
dem betreffenden Mitgliedstaat und auf dem Welt- 
markt entspricht (Artikel 8). 

25. Die Finanzierungsfragen im Zusammenhang 
mit der Erstattung und gegebenenfalls mit den In- 
terventionen werden entsprechend den Bestimmun- 
gen geregelt, die der Ministerrat auf seiner 60. Ta- 
gung im Januar 1962 erlassen hat (Artikel 20). 
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Verordnung Nr. . . . 
über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Rindfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 42 und 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr, 25 über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik, insbeson- 
dere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen, die vor allem 
eine gemeinsame Organisation der Agrarmärkte für 
die einzelnen Erzeugnisse umfassen muß. 

Die Erlöse aus der Erzeugung von Rindfleisch 
sind ein wichtiger Bestandteil des landwirtschaft- 
lichen Einkommens, und es ist somit unerläßlich, 
dieser Erzeugung eine angemessene Rentabilität zu 
sichern; es liegt sowohl im Interesse der Erzeuger 
als auch der Verarbeiter und der Verbraucher, daß 
Preisschwankungen weitestgehend gemildert wer- 
den; auch muß angestrebt werden, Angebot und 
Nachfrage bei Rindfleisch innnerhalb der Gemein- 
schaft unter Berücksichtigung der Ein- und Ausfuh- 
ren auszugleichen. 

Der Handel mit Agrarerzeugnissen zwischen den 
Mitgliedstaaten wird durch eine Reihe von Hinder- 
nissen, nämlich Zölle, Abgaben gleicher Wirkung, 
Mindestpreise, Kontingente und sonstige mengen- 
mäßige Beschränkungen gehemmt, die in der Über- 
gangszeit in unterschiedlicher Weise und Zeitfolge 
schrittweise beseitigt werden müßten, wenn die Or- 
gane der Gemeinschaft keine Harmonisierungsmaß- 
nahmen treffen; einheitliche Maßnahmen an der 
Grenze auf dem Gebiet des innergemeinschaftlichen 
Warenverkehrs erlauben hingegen einen gleichlau- 
fend fortschreitenden Abbau dieser Hindernisse in 
allen Mitgliedstaaten. 

Solche einheitlichen Maßnahmen an der Grenze, die 
an die Stelle sämtlicher einzelstaatlicher Maßnah- 
men treten, müssen sowohl eine angemessene Stüt- 
zung der Agrarmärkte der Mitgliedstaaten während 
des vorgesehenen Zeitabschnitts sicherstellen, als 
auch mit der Entwicklung des freien Warenverkehrs 
innerhalb der Gemeinschaft die schrittweise Errich- 
tung des Gemeinsamen Marktes ermöglichen. 


Unter normalen Umständen ist die Erhebung von 
Zöllen ausreichend, um diese Ergebnisse zu erzielen, 
da die Rindfleischpreise in den einzelnen Mitglied- 
staaten keine großen Unterschiede aufweisen und 
die für die Ausfuhr zur Verfügung stehenden Men- 
gen verhältnismäßig beschränkt sind; es muß jedoch 
die Möglichkeit vorgesehen werden, diese Zölle um 
einen zusätzlichen Betrag zu erhöhen, wenn der ein- 
führende Mitgliedstaat zu Eingriffen auf seinem 
Markt genötigt ist. 

Die Ersetzung anderer, auf Grund des Vertrags 
während der Übergangszeit aufzuhebender Maß- 
nahmen durch diese Maßnahmen würde dem Grund- 
satz der schrittweisen Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes zuwiderlaufen, wenn nicht gleichzeitig ihre 
schrittweise Aufhebung vorgesehen würde. 

Die Einführung neuer Schutzmaßnahmen an den 
Binnengrenzen der Gemeinschaft, durch die den Er- 
zeugern in den Mitgliedstaaten Sicherheiten gege- 
ben werden, steht nur dann mit den Grundsätzen 
des Vertrags in Einklang, wenn sie alle sonstigen 
Schutzmaßnahmen ersetzen. 

Die einzuführende Regelung muß die Beibehaltung 
der sich aus der Anwendung des Vertrages ergeben- 
den Präferenz zugunsten der Mitgliedstaaten ermög- 
lichen; diesem Erfordernis kann Rechnung getragen 
werden durch die Einführung von Zöllen auf Ein- 
fuhr aus dritten Ländern, sowie durch die Erhebung 
eines zusätzlichen Teilbetrages oder, anstelle aller 
sonstigen Schutzmaßnahmen, durch eine Einfuhr- 
sperre, wenn der Angebotspreis bei der Einfuhr aus 
dritten Ländern in ungewöhnlichem Maße absinkt. 
Diese Regelung ermöglicht es, den innergemein- 
schaftlichen Handel entsprechend den Zielen des Ar- 
tikels 45 des Vertrags zu entwickeln und gleich- 
zeitig den Erzeugern der Mitgliedstaaten Sicherhei- 
ten zu geben; hieraus ergibt sich die Nichtanwend- 
barkeit von Artikel 45. 

Damit die Abschöpfungsregelung funktioniert, müs- 
sen die Bestimmungen des Vertrags, die eine Hand- 
habe bieten, Beihilfen zu beurteilen und gegen die 
mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Bei- 
hilfen vorzugehen, auf alle Beihilfen ausgedehnt 
werden, die diese Regelung verfälschen. 

Damit die Mitgliedstaaten weiterhin am Welthandel 
mit Rindfleisch teilnehmen können, muß es ihnen 
gestattet sein, bei Ausfuhren nach dritten Ländern 
einen Betrag zu erstatten, der den Unterschied zwi- 
schen den Inlandspreisen und den Preisen in den 
dritten Ländern ausgleichen soll. 

Ein Veredelungsverkehr, der dazu führt, daß der 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten mit Verede- 
lungserzeugnissen, in die eingeführte Grunderzeug- 
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nisse verarbeitet worden sind, auf der Grundlage | 
der Weltmarktpreise dieser Grunderzeugnisse er- | 
folgt, ist mit der vorgesehenen Regelung unverein- 
bar. 

Um den Erzeugern in der Gemeinschaft ein ange- 
messenes Einkommen aus der Rindfleischerzeugung 
zu gewährleisten und die Schwierigkeiten auf dom 
Sektor der Milcherzeugnisse zu verringern, müssen 
in allen Mitgliedstaaten jährlich für die Rindfleisch- 
sorten, die für die Preisbildung am wichtigsten sind, 
Richtpreise festgelegt werden. 

Zur stufenweisen Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes ist es erforderlich, diese Richtpreise nach 
und nach an einen gemeinsamen Richtpreis anzu- 
gleichen. 

Um den Erzeugern die Sicherheit zu geben, daß sich 
der Marktpreis auf einem dem Richtpreis möglichst 
nahen Niveau hält, muß die Möglichkeit eines 
Markteingriffs in den Mitgliedstaaten vorgesehen 
werden. 

Um die Durchführung der in Aussicht genommenen 
Maßnahmen zu erleichtern, ist ein Verfahren vorzu- 
sehen, durch das im Rahmen eines Verwaltungsaus- 
schusses eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommision herbeigeführt 
wird. 

Die oben dargeteilte Lage auf dem Rindfleischsektor 
in den Mitgliedstaaten ermöglicht es, die gemein- 
same Marktorganisation für Rindfleisch nach Ab- 
lauf von vier Jahren vollständig zu errichten. — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: ^ 


Artikel 1 

Um eine fortschreitende Entwicklung des Ge- 
meinsamen Marktes und der gemeinsamen Agrar- 
politik zu gewährleisten, wird schrittweise eine ge- 
same Marktorganisation für Rindfleisch errichtet, die 
eine Zollregelung und bestimmte zusätzliche Preis- 
stützungsmaßnahmen für den Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten sowie zwischen den Mitgliedstaaten 
und dritten Ländern für folgende Erzeugnisse um- 
faßt: 

Nummer des 

Gemeinsamen Warenbezeichnung 

Zolltarifs 


a) 01.02 All Rinder, lebend, Hausrinder, an- 

dere als reinrassige Zuchttiere 

02.01 A II Fleisch von Hausrindern 

b) ex 02.01 B II Schlachtabfall von Hausrindern 

ex 02.06 C Fleisch und genießbarer 

Schlachtabfall von Rindern, ge- i 
salzen, in Salzlake, getrocknet 
oder geräuchert, 

ex 05.04 Därme, Blasen und Magen von 

Rindern, ganz oder geteilt, ; 


Nummer des 

Gemeinsamen Warenbezeichnung 

Zolltarifs 


ex 15.02 I Talg von Rindern, roh oder 

I ausgeschmolzen, einschließlich 
Premier Jus 

c) ex 16.01 Würste und dergleichen, aus 

Fleisch, aus Schlachtabfall oder 
aus Tierblut, Rindfleisch oder 
Schlachtablall von Rindern ent- 
haltend, mit Ausnahme solcher, 
die Schweinefleisch oder 
Schlachtabfall von Schweinen 
enthalten, 

ex 16.02 All Fleisch und Schlachtabfall, an- 
I ders zubereitet oder haltbar ge- 
j macht, Rinderleber enthaltend, 

1 mit Ausnahme solcher Zuberei- 
tungen, die Schweineleber ent- 
halten 

ex 16.02 B II Fleisch und Schlachtabfall, an- 
ders zubereitet oder haltbar ge- 
macht, andere, Rindfleisch oder 
Schlachtabfall von Rindern ent- 
haltend, mit Ausnahme solcher 
Zubereitungen, die Schweine- 
fleisch oder Schlachtabfall von 
i Schweinen enthalten 


Artikel 2 

1. Für bestimmte Gruppen der in Artikel 1 Buch- 
stabe a genannten Erzeugnisse wird ein Richtpreis 
unter Zugrundelegung des arithmetischen Mittels 
der Preise festgesetzt, die sich in jedem Mitglied- 
Staat im Großhandel und insbesondere auf der glei- 
chen Stufe des Großhandels gebildet haben: 

— für vergleichbare Qualitäten, 

— während der zwei letzten Jahre vor dem In- 
krafttreten dieser Verordnung, 

— auf dem oder den repräsentativen Märkten. 

2. Bei der Berechnung des in Absatz 1 genannten 
arithmetischen Mittels werden Berichtigungen vor- 
genommen, die durch die Auswirkung der internen 
Steuern auf die Preise dieser Erzeugnisse sowie 
durch die Auswirkung von Faktoren auf die Preise 
im Bezugszeitraum erforderlich werden, durch die 
der Vergleich der für die zwei Bezugsjahre festge- 
stellten Preise erheblich verfälscht werden konnte. 

3. Die Richtpreise werden jährlich in der Weise an- 
geglichen, daß sie spätestens am 1. April 1966 ein 
innerhalb der Gemeinschaft einheitliches Niveau 
erreichen können. 

4. Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Erzeugnisgruppen, für 
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die ein Richtpreis festzusetzen ist. Er setzt diese 
Richtpreise jährlich nach demselben Verfahren bis 
zum 1. Februar für das am 1. April beginnende Jahr 
fest. Die erste Festsetzung der Richtpreise erfolgt 
jedoch bis zum 1. Oktober 1962 für den Zeitraum 
vom 1. November 1962 bis zum 31. März 1963. 


Artikel 3 

Unbeschadet von Artikel 24 des Vertrages wen- 
det jeder Mitgliedstaat auf die aus dritten Län- 
dern eingeführten, in Artikel 1 genannten Waren 
folgende Zollsätze an: 

— bis zum 1. April 1964 den nach Artikel 23 Ab- 

satz 1 Buchstaben a und b des Vertrages fest- i 
gelegten Zollsatz; j 

— ab 1. April 1964 einen Zollsatz, durch den der 
Abstand zwischen dem am 1. Januar 1957 tat- ! 
sächlich angewandten Zollsatz und dem Satz des | 
gemeinsamen Zolltarifs um 60 v. H. verringert - 
wird; 

— ab 1. April 1966 den Satz des gemeinsamen Zoll- ‘ 
tarifs. 


Artikel 4 

1. Damit die Binnenmärkte auf Grund der Ein- 
fuhren der in Artikel 1, Teil a genannten Erzeug- ■ 
nisse aus dritten Ländern nicht ernstlichen Störungen 
ausgesetzt oder von ernstlichen Störungen bedroht 
werden, setzt der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission jährlich bis zum 1. Fe- 
bruar für das am 1. April beginnende Jahr für jeden 
Mitgliedstaat einen Einschleusungspreis für jedes 
dieser Erzeugnisse fest; hierbei sind das Niveau der 
Richtpreise und der nach Artikel 3 angewandte ■ 
Zollsatz zu berücksichtigen. 

Die erste Festsetzung der Einschleusimgspreise ' 
erfolgt jedoch bis zum 1. Oktober 1962 für den Zeit- 
raum vom 1. November 1962 bis zum 31. März 1963. ; 

2. Fällt der Angebotspreis frei Grenze bei der Ein- 

fuhr unter den Einschleusungspreis, so wird der 
Unterschied zwischen diesem Angebotspreis frei 1 
Grenze und dem Einschleusungspreis durch einen i 
Abschöpfungsbetrag ausgeglichen. j 

Dieser Abschöpfungsbetrag wird jedoch nicht 
gegenüber Drittländern angewandt, die bereit und in 
der Lage sind, die Garantie zu übernehmen, daß 
der tatsächliche Preis bei der Einfuhr aus ihrem 
Hoheitsgebiet nicht unter dem Einschleusungspreis 
liegt und eine Verkehrsverlagerung vermieden wird. 

3. Die Einzelheiten für die Festsetzung der Höhe 
der in Absatz 2 genannten Abschöpfungsbeträge 
werden nach dem in Artikel 16 vorgesehenen Ver- 
fahren festgesetzt. Diese Abschöpfungsbeträge wer- 
den von dem einführenden Mitgliedstaat festgesetzt 
und erhoben. Der Mitgliedstaat, der diese Maß- 
nahme trifft, muß sie sofort den anderen Mitglied- 


staaten und der Kommission notifizieren. Die von 
den Mitgliedstaaten gemeinsam zu treffenden Maß- 
nahmen werden nach dem in Artikel 17 vorgesehe- 
nen Verfahren festgelegt. 


Artikel 5 

1, Für alle Einfuhren von Gefrierfleisch von Haus- 
rindern, ex 02.01 A II, sowie von den in Artikel 1 
genannten Erzeugnissen aus dritten Ländern ist die 
Vorlage einer vom Mitgliedstaat auf Antrag erteil- 
ten Einfuhrlizenz erforderlich. Die Mitgliedstaaten 
teilen der Kommission regelmäßig die Mengen mit, 
für die Lizenzen erteilt worden sind. 

Die Erteilung der Lizenz ist von der Stellung 
einer Kaution abhängig, welche die Erfüllung der 
Verpflichtung sichern soll, die Einfuhr während der 
Gültigkeitsdauer der Lizenz durchzuführen; diese 
Kaution verfällt, wenn die Einfuhr nicht innerhalb 
dieser Frist erfolgt. Die Durchführungsbestimmungen 
zu diesem Absatz und insbesondere die Gültigkeits- 
dauer der Einfuhrlizenz werden nach dem in Artikel 
17 vorgesehenen Verfahren festgelegt. 

2. Wenn ein oder mehrere Märkte für die in Arti- 
kel 1 genannten Erzeugnisse auf Grund der Ein- 
fuhren aus dritten Ländern ernstlichen Störungen 
ausgesetzt sind, oder von ernstlichen Störungen be- 
droht werden, insbesondere wenn die Interventions- 
stellen auf dem Markt der in diesem Artikel ge- 
nannten Erzeugnisse Käufe in größerem Umfang vor- 
nehmen müssen, kann die Erteilung von Lizenzen 
für die Einfuhr aus dritten Ländern, vorbehaltlich 
etwaiger Ausnahmen für besondere Zwecke, bis zur 
Beseitigung der Störung oder der drohenden Stö- 
rung ausgesetzt werden. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ab- 
satz werden vom Rat auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit erlassen. 


Artikel 6 

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen von Artikel 15 
des Vertrages erhebt jeder Mitgliedstaat im inner- 
gemeinschaftlichen Handel mit den in Artikel 1 ge- 
nannten Erzeugnissen die Zölle, die bei Inkrafttreten 
dieser Verordnung gegenüber den anderen Mit- 
gliedstaaten gelten. 

Für die schrittweise Aufhebung dieser Zölle 
gilt nachstehende Zeitfolge: 

— Am 1. April 1963 erfolgt eine erste Herabset- 
zung, durch welche die Zölle auf 55 v. H. des in 
Artikel 14 Absatz 1 des Vertrages genannten 
Ausgangszollsatzes gesenkt werden. 

— - Am 1. April 1964, 1965 und 1966 werden die 
Ausgangszollsätze nacheinander um 15, 20 und 
20 Prozent gesenkt. 

2. Hatte jedoch ein Mitgliedstaat bei Inkrafttreten 
des Vertrages bei einem der in Artikel 1 genannten 
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Erzeugnisse die Erhebung des Zolles bei der Einfuhr ' 
aus den übrigen Mitgliedstaaten ausgesetzt, so ist 
er berechtigt, einen Zoll zu erheben, der dem auf 
die Einfuhr aus Drittländern am 1. Januar 1962 an- 
gewandten, um 30 V. H, verminderten Zollsatz ent- | 
spricht. Dieser Zollsatz wird nach der in Absatz 1 ! 
dieses Artikels festgelegten Zeitfolge schrittweise I 
aufgehoben; dabei tritt an die Stelle des in Arti- ! 
kel 14 Absatz 1 des Vertrages genannten Ausgangs- | 
Zollsatzes der am 1. Januar 1962 auf Einfuhren aus ; 
Drittländern angewandte Zollsatz. | 


Artikel? , 

i 

1. Sieht sich ein Mitgliedstaat veranlaßt, auf sei- ' 

nem Markt durch Maßnahmen einzugreifen, die ge- j 
eignet sind, einen erheblichen Preissturz aufzufan- ' 
gen, so müssen diese Maßnahmen so beschaffen 
sein, daß sie die Anwendung dieser Verordnung i 
nicht behindern. ; 

Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, derartige Maß- | 
nahmen zu treffen, so hat er die Kommission zuvor ' 
über diese Maßnahmen zu unterrichten. 

I 

Die Kommission kann nach Anhörung der Mit- ■ 
gliedstaaten an den betreffenden Mitgliedstaat im i 
Rahmen des nach Artikel 16 eingesetzten Verwal- 
tungsausschusses jede zweckdienliche Bemerkung 
richten. 

Die Kommission trägt auch Sorge dafür, daß bei 
der Anwendung dieser Maßnahmen der Notwendig- 
keit Rechnung getragen wird, die fortschreitende 
Koordinierung dieser Maßnahmen auf Gemein- ; 
schaftsebene zu fördern. ' 

2. Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommis- 
sion nach dem in Artikel 43 des Vertrags vorge- 
sehenen Verfahren spätestens drei Jahre nach In- ; 
krafttreten dieser Verordnung, ob Interventions- 
maßnahmen der Gemeinschaft auf dem Markt 
zweckmäßig sind und in welcher Weise diese Maß- ; 
nahmen in der Endphase des Gemeinsamen Marktes 
durchgeführt werden. Ziel dieser Maßnahmen muß 
es sein, soweit möglich und erforderlich zur Stabili- 
sierung der Erzeuger- und Verbraucherpreise beizu- 
tragen. 


Artikel 8 

Nimmt ein Mitgliedstaat entsprechend Artikel 7 
Absatz 1 Eingriffe auf seinen Markt vor, so ist er 
berechtigt, bei der Einfuhr aus einem anderen Mit- 
gliedstaat bis zum 1. April 1966 einen Abschöpfungs- 
betrag in Höhe des Unterschiedes zwischen dem den 
Eingriff veranlassenden Preis und dem Einfuhrpreis 
einschließlich Zöllen zu erheben. 

Die Höhe des Abschöpfungsbetrages wird von 
dem einführenden Mitgliedstaat nach den Kriterien 
festgesetzt, die nach dem Verfahren des Artikels 17 
aufgestellt werden. 


Artikel 9 

1. Im Handel zwischen den Mitgliedstaaten sind 
sowohl bei der Einfuhr als auch bei der Ausfuhr mit 
der Anwendung der Bestimmungen dieser Verord- 
nung unvereinbar: 

~ die Erhebung von Zöllen, die nicht durch diese 
Verordnung zugelassen sind, sowie von allen 
Abgaben gleicher Wirkung; 

— die Anwendung von mengenmäßigen Beschrän- 
kungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung, 
vorbehaltlich des Protokolls betreffend das 
Großherzogtum Luxemburg; 

— die Berufung auf Artikel 44 des Vertrags. 

2. Aus der Anwendung dieser Verordnung im 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten ergibt sich die 
Nichtanwendbarkeit von Artikel 45 des Vertrags so- 
wie aller langfristigen Abkommen oder Verträge, 
die auf Grund dieses Artikels geschlossen worden 
sind und zum Zeitpunkt der Anwendung dieser Re- 
gelung gegebenenfalls noch gelten. 

3. Mit der Anwendung dieser Verordnung im 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten ist unverein- 
bar die Ausfuhr von in Artikel 1 genannten Erzeug- 
nissen aus einem Mitgliedstaat in einen anderen 
Mitgliedstaat, zu deren Herstellung in Artikel 1 ge- 
nannte Erzeugnisse verwendet worden sind, auf die 
im ausführenden Mitgliedstaat anwendbare Zölle 
und Abschöpfungen nicht erhoben oder bei denen 
diese Zölle oder Abschöpfungen ganz oder teilweise 
erstattet worden sind. 


Artikel 10 

1. Die Anwendung dieser Verordnung im Handel 
mit dritten Ländern hat zur Folge, daß die Erhebung 
von Zöllen auf Einfuhren aus dritten Ländern, die 
nicht unter diese Regelung fallen, sowie von allen 
Abgaben gleicher Wirkung auf diese Einfuhren 
unterbleibt. 

2. Die Anwendung dieser Verordnung im Handel 
mit dritten Ländern hat vorbehaltlich des Protokolls 
betreffend das Großherzogtum Luxemburg die Auf- 
hebung aller mengenmäßigen Beschränkungen und 
Maßnahmen gleicher Wirkung bei Einfuhren aus 
dritten Ländern zur Folge, es sei denn, daß der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kom- 
mission anders entscheidet. 


Artikel 11 

Mit Anwendung dieser Verordnung sind die 
Artikel 92 bis 94 des Vertrages auf die Produktion 
der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse und auf den 
Handel mit diesen anzuwenden. 
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Artikel 12 

1. Bei der Ausfuhr eines der in Artikel 1 genann- 
ten Erzeugnisse in ein drittes Land kann der ausfüh- 
rende Mitgliedstaat entsprechend der Preisentwick- 
lung auf seinem Markt und dem Weltmarkt einen 
bestimmten Betrag erstatten. 

2. Einzelheiten für die Anwendung, insbesondere 
die Höhe des in Absatz 1 genannten Betrages wer- 
den nach dem Verfahren des Artikels 17 festgelegt. 


Artikel 13 

1. Wenn in einem oder mehreren Mitgliedstaaten 
infolge der Durchführung der Maßnahmen zur 
schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Rindfleisch der Markt auf Grund 
von Einfuhren ernstlichen Störungen ausgesetzt ist 
oder von Störungen bedroht wird, die die Ziele des 
Artikels 39 des Vertrages gefährden könnten, kön- 
nen der oder die betreffenden Mitgliedstaaten wäh- 
rend der Übergangszeit hinsichtlich der Einfuhr der 
betreffenden Erzeugnisse die erforderlichen Schutz- 
maßnahmen treffen. 

2. Der oder die betreffenden Mitgliedstaaten müs- 
sen diese Maßnahmen den anderen Mitgliedstaaten 
und der Kommission spätestens zum Zeitpunkt ihres 
Inkrafttretens notifizieren. 

Der oder die Mitgliedstaaten, die diese Maß- 
nahmen anwenden, treffen die notwendigen Vorkeh- 
rungen, damit auf dem Transport befindliche Waren 
von diesen Maßnahmen nicht betroffen werden; bei 
Schließung der Grenze muß die Wegefrist minde- 
stens 3 Tage betragen. Sie müssen bereit sein, sofort 
Verhandlungen im Hinblick auf vorläufige Ab- 
machungen einzuleiten, damit verhindert wird, daß 
die Exporteure einen zu großen oder vermeidbaren 
Schaden erleiden. Diese Abmachungen werden den 
anderen Mitgliedstaaten und der Kommission un- 
verzüglich notifiziert. 

Auf Grund von Absatz 1 und in dem Bestreben, 
den Schutz zwischen Mitgliedstaaten nicht zu ver- 
stärken, entscheidet die Kommission nach Anhörung 
der Mitgliedstaaten im Rahmen des nach Artikel 16 
eingesetzten Verwaltungsausschusses im Wege eines 
Dringlichkeitsverfahrens binnen einer Frist von 
höchstens 4 Arbeitstagen von der in Absatz 1 vor- 
gesehenen Notifizierung an, ob die Maßnahmen auf- 
rechterhalten, geändert oder beseitigt werden sollen. 

Die Entscheidung der Kommission wird allen 
Mitgliedstaaten notifiziert. Sie ist unverzüglich 
durchzuführen. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Entscheidung der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens drei 
Arbeitstagen nach ihrer Notifizierung dem Rat vor- 
legen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er kann 
die Entscheidung der Kommission unter Berücksich- 
tigung des Absatzes I und in dem Bestreben, den 
Schutz zwischen den Mitgliedstaaten nicht zu er- 
höhen, mit qualifizierter Mehrheit ändern oder auf- 
heben. 


4. Jede Schutzmaßnahme, die den Verkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten betrifft, muß spätestens 
gleichzeitig auf den Verkehr mit dritten Ländern 
angewandt werden, wobei der Grundsatz der Ge- 
meinschaftspräferenz zu beachten ist. 


Artikel 14 

Die Mitgliedstaaten treffen alle Maßnahmen zur 
Anpassung ihrer Rechts- und Verwaltungs Vorschrif- 
ten, damit diese Verordnung ab 1. November 1962 
tatsächlich angewandt werden kann. 


Artikel 15 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission 
während der zweiten Stufe einstimmig und danach 
mit qualifizierter Mehrheit für die in Artikel 1 ge- 
nannten Erzeugnisse von dieser Verordnung abwei- 
chende Maßnahmen aller Art treffen, um etwaige 
besondere Verhältnisse bei diesen Erzeugnissen zu 
berücksichtigen. 


Artikel 16 

1. Es wird ein Verwaltungsausschuß für Rind- 
fleisch — im folgenden „Ausschuß^' genannt — aus 
Vertretern der Mitgliedstaaten unter dem Vorsitz 
eines Vertreters der Kommission eingesetzt. 

2. In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 


Artikel 17 

1. Sehen die Bestimmungen dieser Verordnung 
ausdrücklich die Anwendung des in diesem Artikel 
festgelegten Verfahrens vor, so befaßt der Vorsit- 
zende entweder von sich aus oder auf Antrag des 
Vertreters eines Mitgliedstaates den Ausschuß. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen 
kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von 12 Stimmen zustande. 

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen jedoch diese Maßnah- 
men nicht der Stellungnahme des Ausschusses, so 
werden sie dem Rat von der Kommission alsbald 
mitgeteilt; in diesem Fall kann die Kommission die 
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Anwendung der von ihr beschlossenen Maßnahmen 
bis zur Dauer von höchstens einem Monat nach die- 
ser Mitteilung aussetzen. Der Rat kann mit qualifi- 
zierter Mehrheit binnen einer Frist von einem Mo- 
nat anders entscheiden. 


Artikel 18 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, 
die ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf An- 
trag des Vertreters eines Mitgliedstaates vorlegt. 


Artikel 19 

Am Ende der Übergangszeit beschließt der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kom- 
mission unter Berücksichtigung der erworbenen Er- 
fahrung über die Aufrechtcrhaltiing oder Änderung 
der Bestimmungen des Artikels 16. 


Artikel 20 

Die Verordnung Nr. 25 über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik findet auf den Rind- 
fleischmarkt Anwendung. 


Artikel 21 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. Die durch diese Verordnung 
eingeführte Regelung des Warenverkehrs wird je- 
doch ab 1. November 1962 angewandt. Sollten Über- 
gangsbestimmungen erforderlich sein, so werden sie 
nach dem Verfahren des Artikels 16 möglichst vor 
dem 1. Oktober 1962 erlassen. 

* 

Die vorliegende Verordnung ist in allen ihren 
Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 
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Anlage 2 


EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 

Der Rat Brüssel, den 8. Mai 1962 

R/275/62 (AGRI 75) 


Übersetzung 


Schreiben: des Vizepräsidenten der Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft, Herrn S.L. MANSHOLT 

vom: 7. Mai 1962 

an: den Präsidenten des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 

schaft, Herrn Maurice COUVE de MURVILLE 

betrifft: Vorschlag einer Verordnung über die Einführung einer Abschöp- 

fungsregelung und die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse 


Herr Präsident! 

Ich beehre mich, Ilnen den Vorschlag einer Ver- 
ordnung über die Einführung einer Abschöpfungs- 
regelung und die schrittweise Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Milch und Milch- 
erzeugnisse zu übermitteln. 

Die Kommission würde Wert darauf legen, daß 
der Rat auf seiner 66. Tagung am 9. und 10. Mai 
1962 die Anhörung des Europäischen Parlaments zu 
diesem Vorschlag in die Wege leitet. 

(Schlußformel) 


gez. S. L. Mansholt 
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EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
Kommission 


Brüssel, den 2. Mai 1962 
VI/KOM(62) 79 endg. 


VERORDNUNG 

über die Einführung einer Abschöpfungsregelung und die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Marktordnung für 
Milch und Milcherzeugnisse 

(Vorschlag der Kommission an den Rat) 


Begründung 


1. Der beiliegende Verordnungsentwurf umfaßt 
eine erste Regelung zur Gestaltung der gemein- 
samen Politik auf dem Milchsektor in Übereinstim- 
mung mit Artikel 38, 40 und 43 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft. Bei der Abfassung des Entwurfes ist die 
Kommission davon ausgegangen, daß die Annahme 
im Rat rechtzeitig erfolgen würde, um die Anwen- 
dung ab 1. November 1962 zu ermöglichen. 

2. Angesichts der Notwendigkeit, die Erzeuger- 
preise zu sichern und den Absatz der Produktion 
durch gemeinsam angewandte und finanzierte Maß- 
nahmen zu gewährleisten, und angesichts der Art 
und des Umfangs der in den einzelstaatlichen Markt- 
ordnungen eingesetzten Mittel, ist nicht damit zu 
rechnen, daß die Ziele einer gemeinsamen Milch- 
politik ausschließlich durch eine Koordinierung der 
verschiedenen einzelstaatlichen Marktordnungen 
und durch die Anwendung gemeinsamer Wettbe- 
werbsregeln verwirklicht werden können. 

3. Die Entwicklung der gemeinsamen Milchpolitik 
muß zu einer Integration der Märkte der Mitglied- 
staaten führen, die die Eigenschaft eines Binnen- 
marktes dadurch aufweist, daß es zwischen Erzeu- 
gern und zwischen Verbrauchern keine Diskrimi- 
nierungen mehr gibt. Hierzu ist es bis zum Wirk- 
samwerden des gemeinsamen Preiszieles für Milch 
die Angleichung der gegenwärtigen einzelstaatlichen 
Preisziele erforderlich. 

4. Diese Politik muß darauf gerichtet sein, ein 
Gleichgewicht zwischen der Produktion und den Ab- 
satzmöglichkeiten innerhalb und außerhalb der Ge- 
meinschaft herzustellen. Bei der Ausrichtung und 
bei den Garantien für die Erzeuger sind die Speziali- 
sierungen zu berücksichtigen, die der Wirtschafts- 
struktur und den natürlichen Bedingungen innerhalb 


! der Gemeinschaft entsprechen. Hieraus ergibt sich 
die Notwendigkeit, daß sich die Preise für Milch 
und Milcherzeugnisse entsprechend den Unterschie- 
den in den Vermarktungs- und Produktionsbedin- 
gungen entwickeln. 

5. Die Handelspolitik gegenüber dritten Ländern, 
die das unentbehrliche Gegenstück einer gemein- 
samen Marktpolitik ist, muß zwei Anforderungen 
genügen: der Notwendigkeit, den Handel und die 
vertraglichen politischen und wirtschaftlichen Bin- 
dungen mit den Drittländern aufrechtzuerhalten und 
der Verpflichtung, die Stabilität dos Preisniveaus 
zu gewährleisten, die gegenüber den Erzeugern in 
der Gemeinschaft wünschenswert erscheint. 

Unter Berücksichtigung der Besonderheiten des inter- 
nationalen Handels mit Milcherzeugnissen und des 
Wunsches der Gemeinschaft, seine Entwicklung nicht 
zu behindern, wird sich der Schutz gegenüber drit- 
ten Ländern unter normalen Umständen auf die An- 
wendung eines einheitlichen Abschöpfungssystems 
beschränken. Das gilt jedoch nicht für diejenigen 
Käsesorten, bei denen der Außenzoll konsolidiert 
ist, solange die in der Konsolidierung festgelegten 
Bedingungen eingehalten werden. 

6. Die Bildung eines gemeinsamen Marktes muß 
schließlich durch eine wachsende wechselseitige 
Durchdringung der nationalen Märkte vorbereitet 
werden. Damit diese Durchdringung nicht nur wirk- 
sam ist, sondern sich auch schrittweise in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten entwickeln und ohne Diskri- 
minierung im Rahmen der Gemeinschaft vonstatten 
gehen kann, Ist es erforderlich, die Vielfalt der ver- 
schiedenen einzelstaatlichen Einfuhrregelungen durch 
eine einheitliche Regelung zu ersetzen, deren ge- 
meinsam festgelegte Durchführungsmodalitäten für 
die Einführung einer Präferenz ohne weiteres ge- 
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eignet sind. Die Einführung einer innergemeinschaft- 
lichen Abschöpfung entspricht diesem Zweck. 

7. Aus diesen Gründen umfassen die Vorschläge 
der Kommission Vorschriften zur Preis- und Inter- 
ventionsregelung sowie zur Abschöpfung. Beide sind 
dabei eng miteinander verflochten, und die Einfüh- 
rung der Abschöpfung ist durch die Durchführung 
einer Gesamtheit von Maßnahmen bedingt, die dar- 
auf gerichtet sind, der Preis und Interventionsrege- 
lung Gemeinschaftscharakter zu geben. 

Die Anwendung der Vorschriften beiliegender Ver- 
ordnung soll den Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
geben, schrittweise und ohne schädliche Folgen für 
ihre Volkswirtschaft an die Stelle der derzeit ange- 
wandten einzelstaatlichen Marktordnungsmaßnah- 
men eine Gemeinschaftsregelung treten zu lassen, 
die allen beteiligten Kreisen die Möglichkeit einer 
Ausnutzung der Vorteile einer freien Entwicklung 
des Warenverkehrs und der Erhaltung der Preis- 
stabilität auf einem den Erfordernissen des wirt- 
schaftlichen Wohlstandes der Gemeinschaft ent- 
sprechenden Stand gibt. 

8. Die Abschöpfung ist dazu bestimmt, die zwischen 
den Einfuhr- und Ausfuhrländern der Gemeinschaft 
bestehenden Preisunterschiede auszugleichen. Mit 
Ausnahme einiger Modalitäten bei der Berechnung 
des Abschöpfungsbetrages gilt die Regelung sowohl 
gegenüber Drittländern als auch zwischen Mitglied- 
staaten. 

Im Handel zwischen den Mitgliedstaaten ist die Gel- 
tungsdauer der Abschöpfung auf die Zeit der Preis- 
annäherung begrenzt, in der sich die Abschöpfungs- 
beträge schrittweise verringern, und zwar weil sie 
die noch zwischen den Mitgliedstaaten bestehenden 
Preisdisparitäten ausgleichen und die Einhaltung 
des Preises in einem importierenden Mitgliedstaat 
ermöglichen. 

9. Die Abschöpfungen treten in ihren Wirkungen 
an die Stelle der verschiedenen herkömmlichen 
Schutzmethoden, indem sie die in der Gemeinschaft 
für wünschenswert erachtete Preisstabilität sichern. 

Unter diesen Umständen ist die Einrichtung eines 
Abschöpfungssystems sowohl Drittländern als auch 
Mitgliedstaaten gegenüber (unbeschadet des Proto- 
kolls betreffend das Großherzogtum Luxemburg und 
besonderer Ausnahmebestimmungen über den Han- 
del mit bestimmten dritten Ländern) unvereinbar 
mit der Beibehaltung von Maßnahmen wie der Er- 
hebung von Zöllen und Abgaben gleicher Wirkung 
sowie der Anwendung mengenmäßiger Beschrän- 
kungen. Sie rechtfertigt außerdem im Binnenhandel 
der Gemeinschaft den Verzicht auf die Inanspruch- 
nahme der Artikel 44 und 45 des Vertrags. 

10. Im Binnenhandel der Gemeinschaft bewirkt die 
Abschöpfung eine sofortige Preispräferenz zugun- 
sten der ausführenden Mitgliedstaaten mit den 
niedrigsten Preisen, indem sie diesen Ländern die 
Möglichkeit gibt, ihre Ausfuhren aufgrund ihrer 
Binnenpreise statt des Weltmarktpreises durchzu- 
führen. 


Dieser Vorteil gewährleistet jedoch noch keine Aus- 
weitung des Warenverkehrs zwischen Mitglied- 
staaten; deshalb muß diesen außerdem eine Präfe- 
renz gewährt werden. 

Sie besteht in einer Kürzung der zwischen den Mit- 
gliedstaaten anwendbaren Abschöpfung um einen 
Pauschalbetrag, der jährlich so zu bemessen ist, daß 
er diese Handelsströme fördert und ihre schrittweise 
regelmäßige Ausweitung gewährleistet, und zwar 
im Rahmen einer stufenweisen Schaffung der für die 
Errichtung eines gemeinsamen Marktes erforder- 
lichen Voraussetzungen. Sollten die gesteckten Ziele 
nicht verwirklicht werden, so kann der pauschale 
Abschlag im laufenden Milchwirtschaftsjahr ange- 
paßt werden. 

11. Die Anwendung des Abschöpfungssystems 
würde dadurch bestimmte, insbesondere bei der Aus- 
fuhr gewährte Beihilfen gefährdet. Daher müssen 
auf die den Abschöpfungsmechanismus verfälschen- 
den Beihilfen die Vertragsbestimmungen anwend- 
bar gemacht werden, die eine Beurteilung und An- 
wendung der mit dem Gemeinsamen Markt unver- 
einbaren Beihilfen ermöglichen. 

12. Das Abschöpfungssystem stützt sich auf Schwel- 
lenpreise für die verschiedenen Milcherzeugnisse dm 
einführenden Mitgliedstaat und auf Preise frei 
Grenze dieses Mitgliedstaates. Durch die Erhebung 
des Betrages zwischen diesen beiden Preisen wird 
der Unterschied im Preisniveau von Ausfuhr- und 
Einfuhrland ausgeglichen. 

Sind die Schwellenpreise für Milcherzeugnisse in 
den Mitgliedstaaten einmal, wie in Artikel 19 vor- 
gesehen, vereinheitlicht, so ist das Ziel, die Preise 
für Milcherzeugnisse auf einem Niveau zu verein- 
heitlichen, erreicht. Abschöpfungen dürfen dann 
nicht mehr erhoben werden. 

Bei Emmenthalerkäse, dessen Außenzoll in den 
GATT-Verhandlungen konsolidiert worden ist, sind 
Abschöpfungen nicht möglich, solange die Ausfuhr- 
länder den mit der Konsolidierung verbundenen 
Mindestangebotspreis einhalten. 

13. Die Preise im ausführenden Mitgliedstaat, die 
zur Berechnung der Abschöpfungen dienen, müssen 
so festgelegt werden, daß sie mit den Preisen der 
Erzeugnisse im einführenden Land vergleichbar 
sind. Dazu gehört, daß die Kosten, (die für das aus- 
führende Land bei der Bewegung der Ware bis zur 
Grenze des einführenden Landes entstehen, berück- 
sichtigt werden. Außerdem müssen Qualitätsunter- 
schiede im Preis ausgeglichen werden, die eventuell 
zwischen den Waren bestehen, für die die Schwel- 
lenpreise bzw. die Preise frei Grenze gültig sind. 

Die Preise frei Grenze werden in erster Linie mit 
Hilfe von Marktnotierungen ermittelt werden müs- 
sen. Gibt es solche Notierungen für einzelne Erzeug- 
nisse nicht, so müssen die Preise frei Grenze auf 
der Grundlage der Preise für andere Milcherzeug- 
nisse berechnet werden. Das ist möglich, da die 
Preise für alle Milcherzeugnisse aus zwei Kompo- 
nenten zusammengesetzt sind, und zwar a) aus einem 
Preis für den Fettbestandteil und b) einem Preis 
für den fettfreien Bestandteil. Die durchschnittlichen 
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Preise für jede dieser beiden Komponenten lassen 
sich berechnen. Je nach der Höhe des Fettgehalts 
einer Ware und je nach ihrem Gehalt an fettfreier 
Substanz läßt sich mit diesen Ergebnissen der durch- 
schnittliche Preis dieser Ware kalkulieren. 

14. Während beim Warenverkehr zwischen Mit- 
glicdstaaten Beihilfen, die den Wettbewerb verfäl- 
schen, verboten sind, läßt sich ein solches Verbot 
auf den Warenverkehr mit dritten Ländern nicht 
anwenden. 

Angesichts der Tatsache, daß bei Milcherzeugnis- 
sen im internationalen Handel Ausfuhrsubventionen 
gezahlt werden, deren Höhe sich nach der jeweili- 
gen Marktlage richtet, müssen die Preise frei Grenze 
für Einfuhren aus dritten Ländern auf der Basis des 
billigsten Angebots festgclegl werden. 

15. Die Schwellcnpreise im einführenden Mitglied- 
staat müssen in einer Weise festgelegt werden, die 
eine gewisse Bewegung der Marktpreise im einfüh- 
renden Mitgliedstaat zuläßt. Das kann bei Erzeug- 
nissen, bei denen am Markt interveniert wird, ge- 
schehen, indem der Schwellenpreis um einen be- 
stimmten Betrag höher festgesetzt wird, als der In- 
terventionspreis. Diese Regelung gilt für Butter. 

Bei den übrigen Erzeugnissen, muß bei der Fest- 
legung der Schwellenpreise von der Situation aus- 
gegangen werden, wie sie bisher durch die Politik 
der Mitgliedstaaten entstanden ist. Diese Politik, die 
für die verschiedenen Milcherzeugnisse oft unter- 
schiedlich war, hat sich am klarsten in den Markt- 
preisen niedergeschlagen. Aus diesem Grunde muß 
bei der Festlegung der Schv/ellenpreise von den 
Marktpreisen der Mildierzeugnisse ausgegangen 
werden. 

Dabei genügt es, wenn bei liberalisierten Erzeugnis- 
sen die durchschnittlichen Marktpreise um einen 
geringen Betrag erhöht werden, der in etwa der 
Präferenz entspricht, die sich die Mitgliedstaaten 
gegenseitig einräumen. Bei nichtliberaliserten Er-» 
Zeugnissen muß dieser Betrag höher sein. i 

Die Schwellenpreise müssen auf möglichst lange 
Zeit im voraus bekannt sein, um den am Warenver- 
kehr beteiligten Kreisen einen Überblick über die 
Marktentwickliing zu geben. Sie sollen deshalb auf 
ein Jahr im voraus festgelegt werden. 

16. Im internationalen Warenverkehr werden 
Milcherzeugnisse im allgemeinen zu Preisen gehan- 
delt, die unter den Preisen liegen, wie sie an den 
Binnenmärkten der Exportländer gelten. Diese Tat- 
sache macht es erforderlich, daß auch den Mitglied- 
staaten Rückerstattungen bei der Ausfuhr ermög- 
licht werden müssen. 

Die Rückerstattungen bei der Ausfuhr in Mitglied- 
staaten sollen im allgemeinen die gleichen sein wie 
bei der Ausfuhr in dritte Länder. Für Mengen, die 
den traditionellen Handolsströmen entsprechen, muß 
der ausführende Mitgliüdstaat jedoch berechtigt sein, 
einen Betrag zu erstatten, der dem Unterschied zwi- 
schen dem Preis frei Grenze des einführenden Mit- 
gliedstaats und dem Schwellenpreis im einführenden 
Mitgliedstaat entspricht. Andernfalls würden die aus- 
führenden Mitgliedstaaten bei den traditionellen 


Warenströmen die Vorteile verlieren, die sie durch 
den Zollabbau bisher bereits hatten. 

17. Wichtigstes Ziel einer gemeinsamen Politik auf 
dem Milchmarkt muß es sein, das Gleichgewicht zwi- 
schen Angebot und Nachfrage herzustellen und da- 
bei rationell geführten und wirtschaftlich lebensfähi- 
gen Betrieben ein angemessenes Einkommen aus der 
Milchwirtschaft zu sichern. Hierzu soll ein gemein- 
samer Richtpreis für Milch ab landwirtschaftlichem 
Betrieb festgelegt werden. Dieser Richtpreis soll das 
Ziel für den durchschnittlichen Auszahlungspreis bei 
Milch an die landwirtschaftlichen Erzeuger in der 
Gemeinschaft bilden. 

Während der Übergangszeit wird der gemeinsame 
Richtpreis für Milch als Grundlage für die Verein- 
heitlichung der einzelstaatlichen Richtpreise für 
Milch sowie der Angleichung der Marktpreise für 
Milcherzeugnisse dienen. 

Die Vereinheitlichung der einzelstaatlichen Richt- 
preise für Milch zum gemeinsamen Richtpreis muß 
während der Übergangszeit erfolgen. Angesichts der 
Tatsache, daß die Preiszielc für Milch ab landwirt- 
schaftlichem Betrieb in den Mitgliedstaaten verhält- 
nismäßig dicht zusammenliegen, soll die Annäherung 
bis zum 1. April 1966 vollzogen sein. Sie soll zum 
1. November 1962 mit dem Fcstsetzen einer oberen 
und unteren Grenze für die einzelstaatlichen Richt- 
preise beginnen. 

18. Die Preise für Milcherzeugnisse sollen in der 
Gemeinschaft auf dem Preis aufbauen, der dem Er- 
zeugerrichtpreis für Milch entspricht. Aus diesem 
Grunde soll die Angleichung der einzelstaatlichen 
Marktpreise für Milcherzeugnisse auf einen Preis 
hin erfolgen, der auf der Basis des gemeinsamen 
Richtpreises für Milch ab landwirtschaftlichem Be- 
trieb berechnet ist. Bei diesen Berechnungen müssen 
bei jedem Erzeugnis einheitliche Kosten und Aus- 
beuten verwendet werden. 

Die Annäherung der Marktpreise für Milcherzeug- 
nisse soll durch eine Angleichung der einzelstaat- 
lichen Schwellenpreise auf den oben berechneten 
Preis hin erfolgen. Bei der Angleichung muß sicher- 
gestellt sein, daß die Präferenz für Mitgliedstaaten 
gewahrt bleibt. Es ist wünschenswert, daß die An- 
gleichung während der Übergangszeit in gleich- 
mäßigen Etappen erfolgt. 

19. An den Märkten für Milcherzeugnisse der mei- 
sten Mitgliedstaaten war es in den letzten Jahren 
notwendig, mit bedeutenden Summen zu intervenie- 
ren, um das Gleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage herzustellen und gleichzeitig den Milch- 
erzeugern die angestrebten Preise auszahlen zu 
können. So haben die Mitgliedstaaten zusammen im 
Jahre 1961 rund 400 Milk Rechnungseinheiten hier- 
für aufgewendet. 

Die Maßnahmen zur Preisstützung, die in diesem 
Zusammenhang in der Gemeinschaft notwendig 
sind, sollen am Buttermarkt erfolgen, und zwar aus 
folgenden Gründen. Die Interventionen sind hier 
verhältnismäßig einfach; der Absatz größerer But- 
termengen zu verbilligten Preisen ist möglich, da 
die Preiselastizität der Butternachfrage größer ist, 
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als die bei den meisten anderen Milcherzeugnissen; 
Interventionen am Buttermarkt lassen deshalb den 
größten Nutzeffekt der aufgewendeten Mittel er- 
warten. 

Die hierzu notwendigen einzelstaatlichen Interven- 
tionspreise für Butter sollen im ersten Jahr der An- 
wendung dieser Regelung auf einem Niveau festge- 
legt werden, das dem jeweiligen einzelstaatlichen 
Interventionspreis vor Inkrafttreten der Verord- 
nung entspricht. Die einzelstaatlichen Interventions- 
preise sollen während der Übergangszeit auf einem 
Niveau vereinheitlicht werden, das es erlaubt, daß 
die durchschnittlichen Erlöse für die insgesamt ver- 
kaufte Milch dem gemeinsamen Richtpreis für Milch 
entsprechen. 

20. Wird von den intervenierenden Stellen Butter 
aufgenommen, die über die zum Saisonausgleich 
benötigten Mengen hinausgeht, so sollen diese so 
abgesetzt werden, daß der normale Absatz so we- 
nig wie möglich gestört wird. Das könnte in ge- 
schmolzener Form, in Sonderaktionen als Kühlhaus- 
butter oder für besondere Verbrauchergruppen 
usw. geschehen. 

Ist es trotz dieser Interventionen am Buttermarkt 
nicht möglich, das Gleichgewicht zwischen Angebot 
und Nachfrage bei Milcherzeugnissen auf der 
Grundlage des Erzeugerrichtpreises herzustellen, so 
soll Butter soweit im Preis verbilligt werden, bis 
dieses Gleichgewicht erreicht ist. Die Form, in der 
das geschieht, wird sowohl von den technischen 
Möglichkeiten bestimmt, die Mittel zu verteilen, 
wie von der Notwendigkeit, diese Mittel so wir- 
kungsvoll wie möglich einzusetzen. 

21. Die gegenwärtige Verordnung sieht keine Re- 
gelung vor für den Warenverkehr der Position 04.01 


(Milch und Rahm, frisch, weder eingedickt noch ge- 
zuckert). Eine solche Regelung ist solange nicht mög- 
lich, wie die Stellung der Trinkmilch und der Frisch- 
milcherzeugnisso in der Marktordnung für Milch und 
Milcherzeugnisse nicht festgelegt ist. Hier handelt 
es sich um folgende Probleme. 

In Mitgliedstaaten wie in dritten Ländern haben die 
Preise für Milcherzeugnisse die Tendenz, hinter der 
allgemeinen Preisbewegung zurückzubleiben. Die 
Preise für Trinkmilch und Frischmilcherzeugnisse 
können jedoch hiervon ausgenommen werden, in- 
dem man die Preisbildung am Trinkmilchmarkt von 
der Preisbildung für die verarbeitete Milch trennt. 
Eine solche Trennung macht eine bestimmte Orga- 
nisation des Trinkmilchmarktes erforderlich. 

Die Trennung der Trinkmilch- und der Werkmilch- 
preise ist in zahlreichen westlichen Ländern vorge- 
nommen worden und auch die Gemeinschaft wird 
in ihrer gemeinsamen Politik von dieser Möglich- 
keit Gebrauch machen müssen. Da in einigen Mit- 
gliedstaaten die technischen Voraussetzungen für 
eine entsprechende Organisation der Trinkmilch- 
märkte erst noch geschaffen werden müßte, könnte 
eine gemeinsame Regelung auf diesem Gebiet nur 
allmählich eingeführt werden. 

Trinkmilchmärkte sind im allgemeinen örtliche oder 
regionale Märkte. Von Ausnahmen im grenznahen 
Verkehr abgesehen, gibt es keinen internationalen 
Handel mit diesen Erzeugnissen. Bis zum Inkraft- 
treten der gemeinsamen Organisation für den Trink- 
milchmarkt sollen deshalb bei dieser Position für 
den Warenverkehr die bestehenden Regelungen in 
Kraft bleiben. 

22. Die Verordnung über die Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik gilt auch für den Milch- 
markt. 


» 
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Entwurf der Verordnung Nr 

über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Milch und Milcherzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT — 

Gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere aut 
Artikel 42 und 43; 

Auf Vorschlag der Kommission; 

Nach Anhörung des Europäischen Parlaments; 

In Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen, die vor allem 
eine gemeinsame Organisation der Agrarmärkte für 
die einzelnen Erzeugnisse umfassen muß. 

Der Milch kommt in der Wirtschaft der Gemeinschaft 
sowohl als Quelle laufender Einnahmen für die Er- 
zeuger wie auch als Versorgungsquelle für die Mol- 
kereiwirtschaft besondere Bedeutung zu. Für die 
Verbraucher gehören Milch und Milcherzeugnisse zu 
den wichtigsten Nahrungsmitteln. 

Der Handel mit Milcherzeugnissen zwischen den 
Mitgliedstaaten wird durch eine Reihe von Hinder- 
nissen, nämlich Zölle, Abgaben gleicher Wirkung, 
Kontingente und sonstige mengenmäßige Beschrän- 
kungen, gehemmt, die in der Übergangszeit in un- 
terschiedlicher Weise und Zeitfolge schrittweise be- 
seitigt werden müßten, wenn die Organe der Ge- 
meinschaft keine Harmonisierungsmaßnahmen tref- 
fen würden; eine einheitliche Maßnahme an der 
Grenze auf dem Gebiet des innergemeinschaftlichen 
Warenverkehrs erlaubt hingegen einen gleichlau- 
fend fortschreitenden Abbau dieser Hindernisse in 
allen Mitgliedstaaten in einer Zeitfolge, die der 
schrittweisen Entwicklung der gemeinsamen Agrar- 
politik angepaßt ist. 

Eine solche einheitliche Maßnahme an der Grenze, 
die an die Stelle sämtlicher einzelstaatlichen Maß- 
nahmen tritt, muß sowohl eine angemessene Stüt- 
zung der Märkte der Mitgliedstaaten für Milch- 
erzeugnisse während der Übergangszeit sicherstel- 
len als auch mit der Entwicklung des freien Waren- 
verkehrs innerhalb der Gemeinschaft die schritt- 
weise Errichtung des Gemeinsamen Marktes ermög- 
lichen. 

Dieses Ergebnis kann durch innergemeinschaftliche 
Abschöpfungen erzielt werden, die dem Unterschied 
zwischen den Preisen des ausführenden und den 
Schwellenpreisen des einführenden Mitgliedstaates 
entsprechen; dadurch werden auf dem Markt eines 


Landes mit höheren Preisen etwaige Störungen 
durch Einfuhren aus einem Land mit niedrigeren 
Preisen vermieden werden. 

Die Ersetzung anderer, auf Grund des Vertrags 
während der Übergangszeit aufzuhebender Maßnah- 
men durch innergemeinschaftliche Abschöpfungen 
würde dem Grundsatz der schrittweisen Errichtung 
des Gemeinsamen Marktes zuwiderlaufen, wenn 
nicht gleichzeitig ihre schrittweise Herabsetzung 
vorgesehen würde. 

Die schrittweise Herabsetzung der Abschöpfungen 
ist von der Annäherung und schließlichen Verein- 
heitlichung der Schwellenpreise für Milcherzeug- 
nisse abhängig. 

Die Einführung neuer Schutzmaßnahmen an den 
Binnengrenzen der Gemeinschaft, durch die den Er- 
zeugern in den Mitgliedstaaten Sicherheiten gege- 
ben werden, steht nur dann mit den Grundsätzen 
des Vertrags im Einklang, wenn sie alle sontigen 
Schutzmaßnahmen ersetzen, die die Mitgliedstaaten 
gegenwärtig anwenden können. 

Die einzuführende Regelung muß die Beibehaltung 
der sich aus der Anwendung des Vertrags erge- 
benden Präferenz zugunsten der Mitgliedstaaten er- 
möglichen; vorbehaltlich einer Sonderregelung für 
die Erzeugnisse, deren Zölle im Rahmen des GATT 
konsolidiert worden sind, kann diesem Erfordernis 
durch die Einführung von Abschöpfungen auf Ein- 
fuhren aus dritten Ländern, die dem Unterschied 
zwischen den Preisen im internationalen Handel und 
den Schwellenpreisen des einführenden Mitglied- 
staats entsprechen sowie durch einen Paiischalab- 
schlag bei der innergemeinschaftlichen Abschöpfung 
Rechnung getragen werden, der so festgelegt wird, 
daß er die schrittweise Entwicklung des Warenver- 
kehrs in der Gemeinschaft ermöglicht. 

Die Einführung einer Abschöpfungsregelung gegen- 
über dritten Ländern bietet den Erzeugern der Mit- 
gliedstaaten Sicherheiten und ermöglicht es ihnen 
somit, auf alle anderen Schutzmaßnahmen zu ver- 
zichten. 

Die Abschöpfungsregelung ermöglicht es, den inner- 
gemeinschaftlichen Handel entsprechend den Zielen 
des Artikels 45 des Vertrags zu entwickeln und 
gleichzeitig den Erzeugern der Mitgliedstaaten 
Sicherheiten zu geben; hieraus ergibt sich die Nicht- 
anwendbarkeit von Artikel 45. 

Damit die Abschöpfungsregelung funktioniert, müs- 
sen die Bestimmungen des Vertrags, die eine Hand- 
habe bieten, Beihilfen zu beurteilen und gegen die 
mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihil- 
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fen vorzugehen, auf alle Beihilfen ausgedehnt wer- 
den, die diese Regelung verfälschen; die Praxis, den 
Ausfuhrpreis der Preisen im internationalen Handel 
anzupassen, kann, vorbehaltlich gewisser Sonderbe- 
stimmungen, in den Fällen aufrechterhalten werden, 
in denen aus einem Mitgliedstaat mit einem höheren 
Preis nach einem andern Mitgliedstaat mit einem 
niedrigeren Preis ausgeführt wird. Im Hinblick auf 
die Tatsache, daß die Mitgliedstaaten in den ver- 
gangenen Jahren bedeutende öffentliche Mittel für 
den Milchsektor aufgewandt haben, die im Jahre 
1961 etwa 400 Mill. Rechnungseinheiten betrugen, 
ist es ferner geboten, daß Beihilfen gezahlt werden, 
um zu erreichen, daß sich das Gleichgewicht zwi- 
schen Angebot und Nachfrage bei Milcherzeugnissen 
auf der Grundlage des Richtpreises für Milch ab 
landwirtschaftlichem Betrieb herstellt. 

Damit die Mitgliedstaaten weiterhin am internatio- 
nalen Handel mit Milcherzeugnissen teilnehmen 
können, muß es ihnen gestattet sein, bei Ausfuhren 
nach dritten Ländern den Unterschiedsbetrag zwi- 
schen den Preisen im internationalen Handel und 
den Preisen im ausführenden Mitgliedstaat zu er- 
statten. 

Um den Erzeugern in der Gemeinschaft die Erhal- 
tung der erforderlichen Garantien für ihre Beschäf- 
tigung und Lebenshaltung zu gewährleisten, muß 
jährlich in jedem MitgliedsLaat ein Richtpreis für 
Milch ab landwirtschaftlichem Betrieb festgesetzt 
werden. 

Zur Errichtung eines einheitlichen Marktes ist es er- 
forderlich, daß die einzelstaatlichen Richtpreise 
schrittweise einander angenähert und schließlich auf 
dem Niveau eines vom Rat festzusetzenden gemein- 
samen Richtpreises vereinheitlicht werden,- der ge- 
meinsame Richtpreis dient gleichzeitg zur Berech- 
nung der Preise für Milcherzeugnisse, auf die hin die 
Schwellenpreise vereinheitlich werden sollen. 

Um ein unerwünschtes Absinken der Butterpreise 
und damit der Preise für die übrigen Milcherzeug- 
nisse zu verhindern, ist es erforderlich, daß die Mit- 
gliedstaaten einen Interventionspreis für Butter fest- 
setzen. Zur Errichtung eines einheitlichen Marktes 
ist es geboten, daß die einzelstaatlichen Interven- 
tionspreise auf einem Niveau vereinheitlicht wer- 
den, das es erlaubt, daß die durchschnittlichen Er- 
löse für die insgesamt verkaufte Milch dem gemein- 
samen Richtpreis für Milch ab landwirtschaftlichem 
Betrieb entsprechen. Auf diese Weise werden die 
für den Milchsektor benötigten öffentlichen Mittel 
auf die wirtschaftlichste Weise angewendet. 

Während es für die zu Milcherzeugnissen verarbei- 
tete Milch einen bedeutenden internationalen 
Warenverkehr gibt, handelt es sich bei der in 
frischer Form verbrauchten Milch und bei den 
Frischmilcherzeugnissen um Produkte, für die es nur 
örtliche oder regionale Märkte gibt. Darüber hinaus 
kommt der Trinkmilch und den Frischmilcherzeug- 
nissen eine besondere Bedeutung für die Stabilisie- 
rung des Erzeugerpreises für Milch zu. Aus diesen 
Gründen müssen für die Regelung des Warenver- 
kehrs mit Trinkmilch und Frischmilcherzeugnissen 
im Rahmen einer eigenen Regelung besondere Lö- 
sungen gefunden werden. 


Um die Durchführung der in Aussicht genommenen 
Maßnahmen zu erleichtern, ist ein Verfahren vorzu- 
sehen, durch das im Rahmen eines Verwaltungsaus- 
schusses eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission herbeigeführt 
wird. 

Es ist erforderlich, daß die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Milch und Milcherzeugnisse am Ende der 
Übergangszeit vollständig errichtet ist — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Um eine fortschreitende Entwicklung des Ge- 
meinsamen Marktes und der gemeinsamen Agrar- 
politik zu gewährleisten, wird schrittweise eine ge- 
meinsame Marktorganisation für Milch und Milch- 
erzeugnisse errichtet, die außer einer Preisregelung 
eine Abschöpfungsregelung im Handel zwischen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen Mitgliedstaaten und 
dritten Ländern vorsieht. 

(2) Die gemeinsame Marktorganisation für Milch 
und Milcherzeugnisse umfaßt folgende Waren; 


Nummer des Zoll- 
tarifs der Europä- 
ischen Gemein- 
schaften 


Warenbezeichnung 


a) 04.01 

Milch und Rahm, frisch, weder ein- 
gedickt noch gezuckert 

b) 04.02 

Milch und Rahm, haltbar gemacht, 
eingedickt oder gezuckert 

c) 04.03 

Butter 

d) 04.04 

Käse und Quark 


Artikel 2 

(1) Bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz (2) Buch- 
staben b, c und d genannten Erzeugnisse wird, vor- 
behaltlich der Regelung des Absatz (3), der Unter- 
schiedsbetrag zwischen den gemäß Artikel 3 festge- 
setzten Preisen für aus dem ausführenden Staat 
stammende Erzeugnisse frei Grenze des einführen- 
den Mitgliedstaats und den gemäß Artikel 4 fest- 
gesetzten Schwellenpreisen des einführenden Mit- 
gliedstaats abgeschöpft. Bei der Einfuhr aus Mit- 
gliedstaaten wird die Abschöpfung um einen gemäß 
Artikel 6 bestimmten Pauschbetrag verringert. 

(2) Nach dem Verfahren des Artikels 24 kann be- 
stimmt werden, daß die gemäß Absatz (1) für ein 
bestimmtes Erzeugnis (Leiterzeugnis) berechnete Ab- 
schöpfung oder ein Vom-Hundertsatz dieser Ab- 
schöpfung gleichzeitig für andere in Absatz (1) ge- 
nannte Erzeugnisse gilt. Für diese Erzeugnisse sind 
die in Artikel 3 vorgesehenen Preise frei Grenze, 
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die in Artikel 4 vorgesehenen Schwellenpreise und 
die in Artikel 5 vorgesehenen Referenzpreise nicht 
festzusetzen. 

(3) Bei der Einfuhr von Emmenthalerkäse (ex 04.04) 
aus dritten Ländern wird anstelle von Abschöpfun- 
gen der im Zolltarif der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vorgeschriebene Zoll erhoben, solange die Aus- 
fuhrländer den dort vorgesehenen Mindestange- 
botspreis einhalten. Die Abschöpfungen bei der Ein- 
fuhr aus Mitgliedstaaten sind für diesen Fall so fest- 
zusetzen, daß die sich aus Absatz (1) Satz 2 erge- 
bende Präferenz gewahrt bleibt. 

Bei Einfuhren aus dritten Ländern, bei denen 
der Mindestangebotspreis nicht eingehalten wird, 
werden die in Absatz (1) vorgesehenen Abschöpfun- 
gen erhoben. 

(4) Bei der Festsetzung der in Artikel 3 vorgesehe- 
nen Preise frei Grenze, der in Artikel 4 vorgesehe- 
nen Schwellenpreise, der in Artikel 5 vorgesehenen 
Referenzpreise und der in Artikel 20 vorgesehe- 
nen Interventionspreise ist von vergleichbaren 
Qualitäten auszugehen, die nach dem Verfahren des 
Artikels 24 zu bestimmen sind. Soweit vergleich- 
bare Qualitäten nicht verfügbar sind, sind Qualitäts- 
unterschiede zu berücksichtigen. 

(5) Sind die nach Artikel 4 festgesetzten Schwellen- 
preise für eines der in Absatz (1) genannten Erzeug- 
nisse gemäß Artikel 19 vereinheitlicht, so werden 
beim Handel mit diesen Erzeugnissen zwischen Mit- 
gliedstaaten keine Abschöpfungen mehr erhoben. 


Artikel 3 

(1) Die in Artikel 2 Absatz (1) genannten Preise für 
aus dem ausführenden Mitgliedstaat stammende Er- 
zeugnisse frei Grenze des einführenden Mitglied- 
staates werden auf der Grundlage der Preise be- 
stimmt, die auf den für die Ausfuhr in den betref- 
fenden einführenden Mitgliedstaat repräsentativsten 
Märkten des ausführenden Mitgliedstaates gelten. 

Soweit es bei einzelnen Erzeugnissen nicht 
möglich ist, die Preise frei Grenze nach den vorher- 
gehenden Bestimmungen festzustellen, so werden 
sie auf der Grundlage der Preise für andere Milch- 
erzeugnisse berechnet. Dabei ist der Unterschied 
zwischen den Erlösen der zu den verschiedenen Er- 
zeugnissen verarbeiteten Milch zu berücksichtigen. 

(2) Die in Artikel 2 Absatz (1) genannten Preise für 
aus dritten Ländern stammende Erzeugnisse frei 
Grenze des einführenden Mitgliedstaates werden für 
einen von jedem Mitgliedstaat bestimmten Grenz- 
übergangsort auf der Grundlage der günstigsten 
Einkaufsmöglichkeiten im internationalen Handel 
berechnet. 

(3) Die Kommission bestimmt die in Absatz (1) und 

(2) genannten Preise frei Grenze mch Kriterien, die 
nach dem Verfahren des Artikels 24 festgelegt 
werden. 


Artikel 4 

(1) Die in Artikel 2 Absatz (1) vorgesehenen 
Schwellenpreise werden von den Mitgliedstaaten 
jährlich bis zum 1. März für das jeweils folgende 
Milchwirtschaftsjahr bestimmt und veröffentlicht. 
Erstmals werden die Schwcllenpreise jedoch vor 
dem 15. Oktober 1962 für die Zeit vom 1. November 
1962 bis zum 31. März 1963 bestimmt. 

(2) Das Milchwirtschaftsjahr beginnt am 1. April 
und endet am 31. März des folgenden Jahres. 

(3) Der Schwellenpreis für frische Butter (ex 04.03) 
wird um 0,15 Rechnungseinheiten über dem in Ar- 
tikel 20 vorgesehenen Interventionspreis festgesetzt. 

(4) Die Schwellenpreise für die übrigen in Artikel 1 
Absatz (2) Buchstaben b, c und d genannten Erzeug- 
nisse werden, 

— wenn ihre Einfuhr am 1. Januar 1961 einem 
oder mehreren Ländern gegenüber mengenmä- 
ßig nicht beschränkt war oder wenn ihre Ein- 
fuhren im Jahre 1961, trotz mengenmäßiger Be- 
schränkungen am 1. Januar 1961 20 Vo der in- 
ländischen Produktion überstiegen, um 3 Vo, 

— in den anderen Fällen um 6Vo 

höher als die nach Artikel 5 bestimmten Referenz- 
preise festgesetzt. 


Artikel 5 

(1) Für die in Artikel 1 Absatz (2) Buchstaben b, c 
und d genannten Erzeugnisse, ausgenommen frische 
Butter, werden Referenzpreise unter Zugrundelegung 
des arithmetischen Mittels der Preise berechnet, zu 
denen durch den Großhandel ab Hersteller während 
des Jahres 1961 Käufe in den einzelnen Mitglied- 
staaten getätigt wurden. 

(2) Bei der Berechnung des arithmetischen Mittels 
werden Berichtigungen vorgenommen, die durch die 
Auswirkung von Faktoren, die von der Erzeugung 
und Vermarktung von Milcherzeugnissen unabhän- 
gig sind, auf die Preise im Bezugszeitraum erforder- 
lich werden, und durch die der Vergleich der für das 
Jahr 1961 festgestellten Preise erheblich verfälscht 
werden konnte. 

(3) Soweit es bei einzelnen Erzeugnissen- nicht mög- 
lich ist, die Referenzpreise wie in Absatz (1) vorge- 
sehen zu ermitteln, werden sie auf der Grundlage 
der Preise für andere Milcherzeugnisse berechnet. 
Dabei ist der Unterschied zwischen den Erlösen der 
ZU den verschiedenen Erzeugnissen verarbeiteterr 
Milch ZU berücksichtigen. 

(4) Die Referenzpreise werden vom Rat mit quali- 
fizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission 
festgesetzt. 
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Artikel 6 

(1) Die in Artikel 2 Absatz (1) vorgesehenen Pausch- 
beträge werden so festgesetzt, daß sich der Handel 
zwischen den Mitgliedstaaien bis zur Errichtung des 
Gemeinsamen Marktes schrittweise und regelmäßig 
unter Berücksichtigung der auf den Märkten der 
Mitgliedstaaten verfügbaren Mengen an Milch- 
erzeugnissen aus eigener Erzeugung und aus ande- 
ren Mitgliedstaaten entwickelt. Die Pauschbeträge 
werden jährlich nach dem Verfahren dos Artikels 24 
aufgrund von Kriterien festgesetzt, welche der Rat 
während der zweiten Stufe einstimmig und danach 
mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kom- 
mission bestimmt. Die Pauschbeträge werden jähr- 
lich bis zum 1. März für das folgende Milchwirt- 
schaftsjahr festgesetzt und veröffentlicht. Erstmals 
werden die Pauschbeträge jedoch vor dem 15. Ok- 
tober für die Zeit vom 1. November 1962 bis zum 
31. März 1963 bestimmt und veröffentlicht. 

(2) Entwickelt sich im Laufe des Milchwirtschafts- 
jahres der innergemeinschaftliche Handel nicht wie 
in Absatz (1) vorgesehen, so werden die Pausch- 
beträge nach dem Verfahren des Artikels 24 einer 
Revision unterzogen. 


Artikel 7 

(1) Die Abschöpfungsbeträge werden von den Mit- 
gliedstaaten nach Artikel 2 festgesetzt und den an- 
deren Mitgliedstaaten sowie der Kommission unver- 
züglich mitgeteilt. 

(2) Die Abschöpfungsbeträge werden von den Mit- 
gliedstaaten nach Maßgabe der Veränderung der 
Faktoren abgeändert, weiche der Festsetzung dieser 
Beträge zugrunde lagen. Nach dem Verfahren des 
Artikels 24 werden die Kriterien für die Änderung 
der Abschöpfungsbeträge festgelegt und die ent- 
sprechenden Durchführungsbestimmungen erlassen. 

Änderungen der Abschöpfungsbeträge sind den 
anderen Mitgiiedstaaten und der Kommission un- 
verzüglich mitzuteilen. 

(3) Die Abschöpfungsbeträge werden vom einfüh- 
renden Mitgliedstaat erhoben und vereinnahmt. 

In den Fällen, in denen die Erzeuger im ausfüh- 
renden Mitgliedstaat direkte Zahlungen erhalten, 
um den Unterschied zwischen den Erlösen am Markt 
und dem in Artikel 16 vorgesehenen Richtpreis für 
Milch ab landwirtschaftlichem Betrieb auszugleichen, 
ist dem ausführenden Mitgliedstaat der Teil der Ab- 
schöpfungen zu erstatten, der den genannten Zah- 
lungen entspricht. Die Durchführungsbestimmungen, 
insbesondere die zu erstattenden Beträge werden 
nach dem Verfahren des Artikels 24 festgelegt. 


Artikel 3 

Die Kommission kann während der Übergangs- 
zeit einen Mitgliedstaat auf dessen Antrag ermäch- 


tigen, die sich aus Artikel 2 ergebenden Abschöp- 
fungsbeträge zu verringern, soweit die Interessen 
eines anderen Mitgliedstaates dadurch nicht beein- 
trächtigt werden. Die Abschöpfungsbeträge gegen- 
über Mitgliedstaaten und dritten Ländern sind um 
den gleichen Betrag herabzusetzen. 


Artikel 9 

(1) Für alle Ein- und Ausfuhren der in Artikel 1 
Absatz (2) Buchstaben b, c und d genannten Erzeug- 
nisse ist die Vorlage einer vom Mitgliedstaat auf 
Antrag erteilten Lizenz erforderlich. Die Mitglied- 
Staaten teilen der Kommission regelmäßig die Men- 
gen mit, für die Lizenzen erteilt worden sind. 

(2) Der Rat bestimmt während der zweiten Stufe 
einstimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission die Gültigkeitsdauer 
der Lizenzen. 

(3) Die Erteilung der Einfuhrlizenz ist von der 
Stellung einer Kaution abhängig. Diese Kaution ver- 
fällt, wenn die Einfuhr nicht innerhalb der Gültig- 
keitsdauer der Lizenz erfolgt ist. 

(4) Durchführungsbestimmungen zu Absatz (1) und 

(3) werden nach dem Verfahren des Artikels 24 er- 
lassen. 


Artikel 10 

(1) Im Handel zwischen Mitgiiedstaaten sind so- 
wohl bei der Einfuhr als auch bei der Ausfuhr mit 
der Anwendung dieser Verordnung unvereinbar: 

— die Erhebung von Zöllen oder Abgaben gleicher 
Wirkung; 

— die Anwendung von mengenmäßigen Beschrän- 
kungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung vor- 
behaltlich des Protokolls betreffend das Groß- 
herzogtum Luxemburg; 

— die Berufung auf Artikel 44 des Vertrags. 

Als Maßnahme, die einer mengenmäßigen Be- 
schränkung gleichzustellen ist, gilt unter anderem 
die Begrenzung der Erteilung von Einfuhr- oder Aus- 
fuhrlizenzen auf einen bestimmten Kreis von Emp- 
fangsberechtigten. 

(2) Aus der Anwendung dieser Verordnung ergibt 
sich die Nichtanwendbarkeit von Artikel 45 des 
Vertrags sowie aller langfristigen Abkommen oder 
Verträge, die aufgrund dieses Artikels geschlossen 
worden sind und zum Zeitpunkt der Anwendung 
dieser Regelung gelten. 


Artikel 11 

(1) Die Anwendung dieser Verordnung auf den 
Warenverkehr mit dritten Ländern hat vorbehaltlich 
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der Regelung des Artikels 2 Absatz (3) zur Folge, 
daß die Erhebung aller Zölle und Abgaben gleicher 
Wirkung auf Einfuhren aus dritten Landern unter- 
bleibt. 

(2) Die Anwendung dieser Verordnung auf den 
Warenverkehr mit dritten Ländern hat vorbehaltlich 
des Protokolls betreffend das Großherzogtum 
Luxemburg die Aufhebung aller mengenmäßigen 
Beschränkungen und Maßnahmen gleicher Wirkung 
zur Folge, es sei denn, daß der Rat während der 
zweiten Stufe einstimmig und danach mit qualifi- 
zierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission 
etwas anderes beschließt. 

Als Maßnahme, die einer mengenmäßigen Be- 
schränkung gleichzustellen ist, gilt unter anderem 
die Begrenzung der Erteilung von Einfuhr- oder Aus- 
fuhrlizenzen auf einen bestimmten Kreis von Emp- 
fangsberechtigten. 


Artikel 12 

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 13 
und des Artikels 21 sind mit Anwendung der Ver- 
ordnung auf den Warenverkehr die Artikel 92 bis 94 
des Vertrags auf solche staatlichen oder aus staat- 
lichen Mitteln gewährte Beihilfen anzuwenden, die 
unmittelbar oder mittelbar dazu führen, daß die 
Preise der in Artikel 1 Absatz (2) Buchstaben b, c i 
und d genannten Erzeugnisse diejenigen Preise un- ; 
terschreiten, die bei der Berechnung der Abschöp- I 
fungen unmittelbar zugrunde gelegt worden sind. 


Artikel 13 

(1) Ist ein Mitgliedstaat nach dieser Verordnung 
berechtigt, einem anderen Mitgliedstaat gegenüber 
Abschöpfungen zu erheben, so kann er bei Aus- 
fuhren nach diesem Mitgliedstaat einen Betrag er- 
statten, der demjenigen entspricht, der nach Ab- 
satz (5) bei Ausfuhren nach dritten Ländern erstat- 
tet werden kann. Wird eine Erstattung bei der Aus- 
fuhr gewährt, so entspricht der Abschöpfungsbetrag, 
der vom einführenden Mitgliedstaat erhoben wird, 
dem gegenüber dritten Ländern nach dieser Verord- 
nung erhobenen Betrag abzüglich des in Artikel 2 
Absatz (1) vorgesehenen Pauschbetrags. 

(2) Für Mengen, die den traditionellen Handelsströ- 
men entsprechen, sowie bei den in Artikel 2 Ab- 
satz (3) genannten Erzeugnissen ist der ausführende 
Mitgliedstaat jedoch berechtigt, einen Betrag zu er- 
statten, der dem Unterschied zwischen dem nach 
Artikel 3 Absatz (1) bestimmten Preis frei Grenze 
des einführenden Mitgliedstaates und dem Schwel- 
lenpreis des einführenden Mitgliedstaates entspricht, 
wobei sich dieser Unterschied um den in Artikel 2 
Absatz (1) vorgesehenen Pauschbetrag erhöht. Ist 
jedoch für ein Erzeugnis von der in Artikel 2 Ab- 
satz (2) genannten Möglichkeit Gebrauch gemacht 
worden, so kann derselbe oder nach Maßgabe der 
Verhältnisse der Abschöpfungen ein Vomhundert- 


satz desjenigen Betrages erstattet werden, der für 
das Leiterzeugnis gilt. 

(3) Bei der Ausfuhr von Produktionsüberschüssen 
des Großherzogtums Luxemburg nach einem Mit- 
gliedstaat mit niedrigeren Preisen entspricht der Er- 
stattungsbetrag dem nach Absatz (2) errechneten Er- 
stattungsbetrag. 

(4) Die Absätze (1) bis (3) werden vom Rat mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis- 
sion gleichlaufend mit den Beschlüssen über die An- 
näherung der Preise geändert. 

(5) Um die Ausfuhr nach dritten Ländern auf der 
Grundlage der Preise im internationalen Handel zu 
ermöglichen, kann der Unterschiedsbetrag zwischen 
diesen Preisen und den Preisen im ausführenden 
Mitgliedstaat erstattet werden. 

(6) Der ausführende Mitgliedstaat teilt den anderen 
Mitgliedstaaten und der Kommission in bestimmten 
Zeitabständen die ausgeführten Mengen und die er- 
statteten Beträge mit. 

(7) Die erforderlichen Durchführungsbestimmungen 
zu den Absätzen (1), (2), (3), (5) und (6) werden 
nach dem Verfahren des Artikels 24 festgelegt. 


Artikel 14 

Von den vorstehenden Artikeln abweichende 
Bestimmungen, die erforderlich sind, um Verkehrs- 
verlagerungen zu vermeiden, die sich aus unter- 
schiedlichen Abschöpfungsbeträgen zwischen Mit- 
gliedstaaten oder zwischen Mitgliedstaaten und drit- 
ten Ländern ergeben könnten, werden nach dem 
Verfahren des Artikels 24 erlassen. 


Artikel 15 

(1) Wenn in einem oder mehreren Mitgliedstaaten 
infolge der Durchführung der Maßnahmen zur 
schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse der 
Markt auf Grund der Einfuhren ernstlichen Störun- 
gen ausgesetzt oder von ernstlichen Störungen be- 
droht wird, die die Ziele des Artikels 39 des Ver- 
trags gefährden könnten, können der oder die be- 
treffenden Mitgliedstaaten während der Übergangs- 
zeit hinsichtlich der Einfuhr dieser Erzeugnisse die 
erforderlichen Schutzmaßnahmen treffen. 

(2) Der oder die betreffenden Mitgliedstaaten müs- 
sen diese Maßnahmen den anderen Mitgliedstaaten 
und der Kommission spätestens zum Zeitpunkt ihres 
Inkrafttretens notifizieren. 

Der oder die Mitgliedstaaten, die diese Maß- 
nahme anwenden, treffen die notwendigen Vorkeh- 
rungen, damit auf dem Transport befindliche Waren 
von diesen Maßnahmen nicht betroffen werden; bei 
Schließung der Grenze muß die Wegefrist minde- 
stens drei Tage betragen. Sie müssen bereit sein, 
sofort Verhandlungen im Hinblick auf vorläufige 


23 



Drucksache lV/555 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Abmachungen einzuleiten, damit verhindert wird, 
daß die Exporteure einen zu großen oder vermeid- 
baren Schaden erleiden. Diese Abmachungen wer- 
den den anderen Mitgliedstaaten und der Kommis- 
sion unverzüglich notifiziert. 

Auf Grund von Absatz (1) und in dem Bestreben, 
den Schutz zwischen den Mitgliedstaaten nicht zu 
erhöhen, entscheidet die Kommission nach Anhö- 
rung der Mitgliedstaaten im Rahmen des nach Ar- 
tikel 24 eingesetzten Verwaltiingsausschusses im 
Wege eines Dringlichkeitsverfahrens und binnen 
einer Frist von höchstens vier Arbeitstagen von der 
in Satz 1 vorgesehenen Notifizierung an, ob die 
Maßnahmen aufrechterhalten, geändert oder besei- 
tigt werden sollen. Die Kommission kann ferner 
über die von den anderen Mitgliedstaaten anzuwen- 
denden Maßnahmen befinden. 

Die Entscheidung der Kommission wird allen 
Mitgliedstaaten notifiziert. Sie ist unverzüglich 
durchzuführen. 

(3) Jeder Mitgliedstaat kann die Entscheidung der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens drei 
Arbeitstagen nach ihrer Notifizierung dem Rat vor- 
legen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er kann 
die Entscheidung der Kommission unter Berücksich- 
tigung des Absatzes (i) und in dem Bestreben, den 
Schutz zwischen den Mitgliedstaaten nicht zu er- 
höhen, mit qualifizierter Mehrheit ändern oder auf- 
heben. 

Jede Schutzmaßnahme, die den Handel zwi- 
schen den Mitgliedstaaten betrifft, ist spätestens 
gleichzeitig auf die Beziehungen zu dritten Ländern 
anzuwenden, wobei der Grundsatz der Gemein- 
schaftspräferenz zu beachten ist. 


Artikel 16 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen jeweils bis zum 
1. März und zum ersten Mal bis zum 1. März 1963 
für Milch (ex 04.01) ab landwirtschaftlichem Betrieb 
einen Richtpreis fest, der für das jeweils folgende 
Milchwirtschaftsjahr gültig ist. Er ist der Kommis- 
sion und den übrigen Mitgliedstaaten mitzuteilen. 

(2) Der Rat bestimmt einstimmig auf Vorschlag 
der Kommission vor dem 1. November 1962 für das 
folgende Milchwirtschaftsjahr die obere und untere 
Grenze für den nach Absatz (1) festzulegenden 
Richtpreis. 


Artikel 17 

(1) Der Rat legt während der zweiten Stufe ein- 
stimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission jährlich und zum ersten 
Mal bis zum 1. Februar 1963 einen gemeinsamen 
Richtpreis für Milch (ex 04.01) ab landwirtschaft- 
lichem Betrieb fest. Dieser Richtpreis dient im fol- 
genden Milchwirtschaftsjahr als Grundlage für die 
Vereinheitlichung der einzelstaatlichen Richtpreise 


für Milch ab landwirtschaftlichem Betrieb gemäß 
Artikel 18 sowie als Grundlage für die Angleichung 
der Marktpreise für Milcherzeugnisse gemäß Ar- 
tikel 19. 

(2) Der Rat bestimmt während der zweiten Stufe 
einstimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission die Kriterien, nach 
denen der gemeinsame Richtpreis für Milch ab 
landwirtschaftlichem Betrieb festgelegt wird. 

Unbeschadet der in Artikel 39 des Vertrags 
festgelegten Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik, 
durch die der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
eine angemessene Lebenshaltung gewährleistet 
werden soll, müssen diese Kriterien der Zweck- 
mäßigkeit Rechnung tragen, eine den wirtschaft- 
lichen Strukturen und den natürlichen Bedingungen 
innerhalb der Gemeinschaft entsprechende Arbeits- 
teilung zu fördern, so daß auf diese Weise der zu- 
künftige Richtpreis der Gemeinschaft nach Maßgabe 
der rationell geführten und wirtschaftlich lebens- 
fähigen Betriebe in der Gemeinschaft sowie eines 
angemessenen Verhältnisses zwischen den Preisen 
der einzelnen Erzeugnisse festgesetzt wird. 


Artikel 18 

Während der Übergangszeit sind die Unter- 
schiede zwischen den durch die Mitgliedstaaten ge- 
mäß Artikel 16 Absatz (1) festgesetzten einzelstaat- 
lichen Richtpreisen für Milch (ex 04.01) ab land- 
wirtschaftlichem Betrieb so zu verringern, daß am 
1. April 1966 ein für alle Mitgliedstaaten einheit- 
licher Richtpreis besteht. 

Der Rat legt während der zweiten Stufe ein- 
stimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission jährlich vor dem 1. Fe- 
bruar und zum ersten Male vor dem 1. Februar 1964 
die Maßnahmen fest, die die Mitgliedstaaten für 
das folgende Milchwirtschaftsjahr zur Vereinheit- 
lichung der Richtpreise treffen müssen. 


Artikel 19 

(1) Zur Angleichung der Marktpreise für die in 
Artikel 1 Absatz (2) Buchstaben b, c und d genann- 
ten Erzeugnissen werden während der Übergangs- 
zeit die nach Artikel 4 festgesetzten Schwellen- 
preise vereinheitlicht. 

(2) Bei frischer Butter (ex 04.03) werden die 
Schwellenpreise nach Maßgabe der in Artikel 20 
Absatz (4) vorgesehenen Vereinheitlichung der ein- 
zelstaatlichen Interventionspreise vereinheitlicht. 

(3) Bei den übrigen in Artikel 1 Absatz (2) Buch- 
staben b, c und d genannten Erzeugnissen werden 
die Schwellenpreise einander angenähert und auf 
einem Niveau vereinheitlicht, das auf der Grund- 
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läge des gemeinsiamen Richtpreises für Milch zu 
berechnen ist. Bei dieser Berechnung ist für Jedes 
Erzeugnis von einheitlichen Kosten und Ausbeuten 
auszugehen. Gleichzeitig ist der Unterschied zwi- 
schen den Erlösen der zu den verschiedenen Er- 
zeugnissen verarbeiteten Milch zu berücksichtigen. 
Die Berechnungen werden nach dem Verfahen des 
Artikels 24 vorgenommen. Die Preisangleichung soll 
gleichmäßig erfolgen. Die sich aus der Anwendung 
ven Artikel 2 Absatz (1) Satz 2 ergebende Präferenz 
ist zu wahren. 

Der Rat legt während der zweiten Stufe ein- 
stimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit 
jährlich vor dem 1. Februar und zum ersten Male 
vor dem 1. Februar 1963 auf Vorschlag der Kom- 
mission die Maßnahmen fest, die die Mitgliedstaa- 
ten für das folgende Milchwirtschaftsjahr zur Ver- 
einheitlichung der Schwellenpreise der in diesem 
Absatz genannten Milcherzeugnisse treffen müssen. 


Artikel 20 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen jährlich bis 
zum 1. März für frische Butter (ex 04.03) einen 
Interventionspreis fest, der für das folgende Milch- 
wirtschaftsjahr gültig ist. Erstmals wird dieser 
Interventionspreis jedoch vor dem 15. Oktober 1962 
für die Zeit vom 1. November 1962 bis zum 31. März 
1963 bestimmt. Er ist den übrigen Mitgliedstaaten 
und der Komrnission mitzuteilen. Die Grundsätze, 
nach denen die Mitgliedstaaten intervenieren, wer- 
den nach dem Verfahren des Artikels 24 festgelegt. 

(2) Der von den Mitgliedstaaten vor dem 15. Ok- 
tober 1962 zu bestimmende Interventionspreis hat 
dem gewogenen Mittel der Preise zu entsprechen, 
zu denen im betreffenden Mitgliedstaat in der Zeit 
vom 1. September 1961 bis zum 31. August 1962 für 
frische Butter interveniert worden ist, die in der 
Qualität und Zusammensetzung derjenigen frischen 
Butter entspricht, für die der Interventionspreis fest- 
zusetzen ist. 

(3) Der Rat bestimmt während der zweiten Stufe 
einstimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission die Kriterien, nach 
denen der Interventionspreis geändert werden 
kann. 

(4) Die einzelstaatlichen Interventionspreise wer- 
den einander angenähert und spätetens bis zum 
Ende der Übergangszeit auf einem Niveau verein- 
heitlicht, das es erlaubt, daß die durchschnittlichen 
Erlöse für die insgesamt verkaufte Milch dem nach 
Artikel 17 festzusetzenden gemeinsamen Richtpreise 
für Milch ab landwirtschaftlichem Betrieb entspre- 
chen. Die zur Erreichung dieses Zieles von den 
Mitgliedstaaten für das folgende Milchwirtschafts- 
jahr zu treffenden Maßnahmen werden vom Rat 
während der zweiten Stufe einstimmig und danach 
mit qualifizierter Mehrheit jährlich vor dem 1. Fe- 
bruar und zum ersten Male vor dem 1. Februar 1963 
auf Vorschlag der Kommission festgelegt. 


Artikel 21 

(1) Wird von den intervenierenden Stellen frische 
Butter zum Interventionspreis aufgenommen, die 
über die zum Saisonausgleich benötigten Mengen 
hinausgehen, so sind diese so abzusetzen, daß der 
normale Absatz möglichst wenig gestört wird. Die 
erforderlichen Durchführungsbestimmungen, insbe- 
sondere solche, die den innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr betreffen, werden nach dem Verfah- 
ren des Artikels 24 festgelegt 

(2) Ist es trotz der Interventionen am Buttermarkt 
nicht möglich, das Gleichgewicht zwischen Angebot 
und Nachfrage bei Milcherzeugnissen auf der Grund- 
lage des Richtpreises für Milch ab landwirtschaft- 
lichem Betrieb herzustellen, so ist Butter so weit 
im Preis zu verbilligen, bis dieses Gleichgewicht 
erreicht ist. Die erforderlichen Bestimmungen wer- 
den vom Rat nach dem Verfahren des Artikels 43 
erlassen. 


Artikel 22 

Der Rat kann während der zweiten Stufe ein- 
stimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission für jedes der in Arti- 
kel 1 Absatz (2) genannten Erzeugnisse Maßnahmen 
treffen, die von dieser Verordnung abweichen, um 
den besonderen Verhältnissen Rechnung zu tragen, 
die bei diesen Erzeugnissen bestehen könnten. 


Artikel 23 

(1) Es wird ein Verwaltungsausschuß für Milch und 
Milcherzeugnisse — im folgenden „Ausschuß" ge- 
nannt — aus Vertretern der Mitgliedstaaten unter 
dem Vorsitz eines Vertreters der Kommission ein- 
gesetzt. 

(2) In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz (2) des 
Vertrages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 


Artikel 24 

(1) Sehen die Bestimmungen dieser Verordnung 
ausdrücklich die Anwendung des in diesem Artikel 
festgelegten Verfahrens vor, so befaßt der Vorsit- 
zende entweder von sich aus oder auf Antrag des 
Vertreters eines Mitgliedstaates den Ausschuß. 

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
Dringlichkeit der zu prüfenden Frage bestimmen 
kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von zwölf Stimmen zustande. 
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(3) Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen jedoch diese Maß- 
nahmen nicht der Stellungnahme des Ausschusses, 
so werden sie dem Rat von der Kommission alsbald 
mitgeteilt, in diesem Fall kann die Kommission die 
Anwendung der von ihr beschlossenen Maßnahmen 
bis zur Dauer von höchstens einem Monat nach 
dieser Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit bin- 
nen einer Frist von einem Monat anders entschei- 
den. 


Artikel 25 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, 
die ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf 
Antrag des Vertreters eines Mitgliedstaates vor- 
legt. 


A r t i k e 1 26 

Am Ende der Übergangszeit beschließt der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kom- 
mission unter Berücksichtigung der erworbenen Er- 
fahrungen über die Aufrechterhaltung oder Ände- 
rung der Bestimmungen des Artikels 24. 


Artikel 27 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen alle Maßnahmen 
zur Anpassung ihrer Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften, damit diese Verordnung ab 1. November 
1962 tatsächlich angewandt werden kann. 

(2) Garantiert ein Mitgliedstaat bei Inkrafttreten 
dieser Verordnung einen Preis lediglich für eine 


bestimmte Menge, so paßt er seine Vorschriften un- 
beschadet der Bestimmungen des Absatzes (1) in 
der Weise an, daß die Bestimmungen dieser Ver- 
ordnung auch in diesem Punkt spätetens am Ende 
der Übergangszeit beachtet sind. 


Artikel 28 

Vorbehaltlich der Artikel 16 bis 18 und des 
Artikels 22 gilt diese Verordnung nicht für die 
unter Artikel 1 Absatz (2) Buchstabe a genannten 
Erzeugnisse. Diese Erzeugnisse werden Gegenstand 
einer besonderen Regelung sein. 


Artikel 29 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft 

Die durch diese Verordnung eingeführte Rege- 
lung des Warenverkehrs wird jedoch ab 1. Novem- 
ber 1962 angewandt. 

Sollten Übergangsbestimmungen erforderlich 
sein, so werden sie nach dem Verfahren des Arti- 
kels 24 möglichst vor dem 1. September 1962 er- 
lassen. . 

Der Rat erläßt Bestimmungen nach den Arti- 
keln 5 Absatz (4), 6 Absatz (1) und 9 Absatz (2) 
vor dem 1. September 1962 und Bestimmungen nach 
den Artikeln 17 Absatz (2) und 20 Absatz (3) vor 
dem 1. November 1962. 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen 
verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 
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Anlage 3 


Aufzeichnung der Bundesregierung 

zu den Vorschlägen der Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft über die Verordnungen zur Einführung einer Abschöpfungs- 
regelung und schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Rindfleisch sowie für Milch und Milcherzeugnisse 


Rindfleisch 

Der Verordnungsentwurf enthält eine erste 
Gruppe von Bestimmungen zur Gestaltung einer 
gemeinsamen Politik auf dem Rindflcischsektor: 
Schrittweise soll eine gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Rindfleisch errichtet werden, die eine Zoll- 
regelung und bestimmte zusätzliche Preisstützungs- 
maßnahmen für den Handel zwischen den Mitglied- 
staaten und mit dritten Ländern umfaßt. 

Für lebende Rinder und Fleisch von Rindern 
sollen Richtpreise für vergleichbare Qualitäten fest- 
gesetzt werden. Sieht sich ein Mitgliedstaat ver- 
anlaßt, erhebliche Preisstürze auf seinem Markt 
durch Interventionsmaßnahmen aufziifangen, so 
sollen diese so beschaffen sein, daß sie die Anwen- 
dung der Verordnung für Rindfleisch nicht behin- 
dern. Für Einführung aus den Mitgliedstaaten 
sowie aus dritten Ländern sollen grundsätzlich nur 
Zölle zur Anwendung kommen. Der Vorschlag sieht 
sowohl einen beschleunigten Abbau der Binnenzölle 
wie eine schnellere Angleichung an den gemein- 
samen Zolltarif vor. Um jedoch die Binnenmärkte 
nicht ernstlichen Störungen auszusetzen, sollen zu- 
sätzlich Einschleusungspreise für Einfuhren aus 
dritten Ländern festgelcgt werden. Erst wenn der 
Angebotspreis frei Grenze diese Einschleusungs- 
preise unterschreitet, werden Abschöpfungen in 
Höhe des Differenzbetrages zwischen den Ange- 
bots- und Einschleusungspreisen erhoben. 

Im Handel zwischen den Mitgliedstaaten sollen 
alle mengenmäßigen Beschränkungen oder Maß- 
nahmen gleicher Wirkung sowie die Einführung 
von Mindestpreisen mit Inkrafttreten der Verord- 
nung entfallen. Auch gegenüber dritten Ländern 
sollen die mengenmäßigen Beschränkungen besei- 
tigt werden. 

Für Einfuhren von Gefrierfleisch aus dritten Län- 
dern sollen Lizenzen erteilt werden. Die Ausgabe 
von Lizenzen soll bei Marktstörungen eingestellt 
werden. 

Der Verordnungsentwurf enthält weiterhin — 
ähnlich wie bereits in den vom Rat verabschiedeten 
Verordnungen für Getreide, Schweinefleisch, Eier 
und Geflügel — eine allgemeine Schutzklausel, die 
Einrichtung eines Verwaltungsausschusses sowie 
eine Bestimmung über die Anwendung der Ver- 
ordnung Nr. 25 über die Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik. 


Milch und Milcherzeugnisse 

Die Kommission schlägt die Errichtung eines ge- 
meinsamen Marktes für Milch und Milcherzeugnisse 
vor. Die Grundlage der künftigen Milchpolitik soll 
ein einheitlicher Richtpreis für Milch sein, der für 
rationell geführte Familienbetriebe ein angemes- 
senes Einkommen aus der Milchwirtschaft gewähr- 
leisten und einen Ausgleich zwischen Angebot und 
Nachfrage auf den milchwirtschaftlichen Märkten 
ermöglichen soll. Im Zuge der schrittweisen Errich- 
tung dieser Marktorganisation wird für Milcher- 
zeugnisse grundsätzlich eine Abschöpfungsregelung 
sowohl beim innergemeinschaftlichen Warenver- 
kehr als auch beim Llandel gegenüber Drittländern 
vorgeschlagen, die als Schutzmaßnahme an der 
Grenze anstelle von Zöllen oder Abgaben gleicher 
Wirkung sowie von mengenmäßigen Beschränkun- 
gen treten soll. Auf dem Binnenmarkt soll der an- 
gestrebte Richtpreis durch Interventionen bei But- 
ter gesichert werden. Für die Märkte für Frischmilch 
und Frischmilcherzeugnisse, für die es nur regionale 
Märkte gibt, erfolgt durch den vorgelegten Ver- 
ordnungsentwurf keine Regelung. 

Der Richtpreis für Milch ab Hof soll jeweils von 
den Mitgliedsländern für das Milchwirtschaftsjahr 
vom 1. April bis 31. März festgesetzt werden. Für 
das Milchwirtschaftsjahr 1963 '64 soll der Rat zu- 
nächst eine untere und obere Grenze der Richt- 
preise bestimmen. Bis zum 1. April 1966 soll ein 
für alle Mitgliedstaaten einheitlicher Richtpreis be- 
stehen, dessen Niveau auch die Marktpreise für 
Milcherzeugnisse bestimmen wird. 

Als Grundlage für die Abschöpfungsregelung 
sollen die für die einzelnen Milcherzeugnisse fest- 
gelegten Schwellenpreise dienen. Bei Butter soll 
hierbei von dem Interventionspreis ausgegangen 
werden. Dieser wird bestimmt durch die Preishöhe, 
zu der die Interventionsstellen der Mitgliedsländer 
frische Butter aus dem Markt nehmen und richtet 
sich im ersten Jahr der Anwendung der Verord- 
nung nach dem gewogenen Mittel dieser Preise in 
der Zeit zwischen dem 1. September 1961 und 
31. August 1962. Der Schwellenpreis für Butter soll 
aus dem Interventionspreis zuzüglich einem Auf- 
schlag von 0,60 DM/kg Butter berechnet werden. 
In den folgenden Jahren sollen vom Rat Maßnah- 
men festgelegt werden, die zur Vereinheitlichung 
der einzelstaatlichen Interventionspreise führen. 
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Bei den übrigen Milcherzeugnissen sollen die 
Schwellenpreise auf der Basis von Referenzpreise^ 
gebildet werden, die sich aus dem arithmetischen 
Mittel der Herstellerabgabenpreise an den Groß- 
handel im Jahre 1961 errechnen. Hierbei ist daran 
gedacht, die Schwellenpreise für Erzeugnisse, deren 
Einfuhr liberalisiert ist, um 3 W und bei denjenigen 
Waren, deren Einfuhr noch kontingentiert ist, um 
6 Vo zu erhöhen. 


Die Präferenz der Mitgliedsländer gegenüber den 
Drittländern soll durch einen Pauschbetrag gewähr- 
leistet werden, um den sich der Schwellenpreis beim 
innergemeinschaftlichen Warenverkehr ermäßigen 
soll. Im Laufe der Übergangszeit sollen die Schwel- 
lenpreise der einzelnen Mitgliedsländer einander 
schrittweise angenähert werden, so daß in der End- 
phase ein gemeinsamer Markt für Milcherzeugnisse 
besteht. 
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